
 

 
 

 
Vorsitzende der Gemeindevertretung 

 

Einladung 14. Sitzung 1 von 2 

 
B E K A N N T M A C H U N G 

 
Die 14. öffentliche Sitzung Sitzung der Gemeindevertretung findet am 
 

Donnerstag, den 29.06.2023 um 20:00 Uhr  
im großen Saal des Bürgerhauses  

 
statt. 

 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
Öffentliche Sitzung 
 

1. Mitteilungen 
 

2. Zuwendungsverträge mit der AWO Perspektiven gGmbH zur Durchführung der Kommuna-
len Jugendarbeit ab 01.09.23 
hier: Vertrag für die Zeit vom 01.09.23 bis 31.12.23 
Vertrag für die Zeit vom 01.01.24 bis 31.12.24 

 

3. Aufstellung des Jahresabschlusses für das Jahr 2022 durch den Gemeindevorstand gemäß 
§ 112 Abs. 9 HGO mit Unterrichtung HFSA und Gemeindevertretung 

 

4. Jahresabschlussvorgang für das Jahr 2022 
hier: Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gem. § 100 HGO für das Jahr 2022 

 

5. Budgetbericht gem. § 28 Abs. 1 GemHVO für den Zeitraum 01.01.23 bis 30.06.23 
 

6. Bebauungsplan "Im Bachgange" 2. Änderung 
hier: Satzungsbeschluss 

 

7. Vorstellung der Entwurfsplanung zur Sanierung und Neugestaltung des Friedhofs 
 

8. Vorschlag künftige Gehaltsveränderungen 
 

9. Antrag der Fraktion Bündnis 90 Die Grünen vom 09.06.2023 
betr. Konzept für die Sicherstellung des Rechtsanspruchs auf Betreuung in den Kinderta-
gesstätten Niederdorfelden 
Ua Höhergruppierung der Erzieherinnen und Erzieher der Kindertagesstätten der Ge-
meinde Niederdorfelden in den Entgeltgruppen des TVöD-SuE um eine Entgeltgruppe 

 

10. Änderung bzw. Nachrücker eines Mitglieds der Friedhofskommission 
 

11. Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Niederdorfelden 
 

12. Antrag der Fraktion Dorfelder Liste betr. Überarbeitung der Stellplatzsatzung vom 
31.08.1995 

 



13. Antrag der Fraktion Dorfelder Liste, eingegangen am 12.06.2023 
betr.: Öffentliche Toilette im Bereich Sportplatz/Boule-Anlage/Grillplatz/Fußballkäfig 

 

14. Antrag der Fraktion Dorfelder Liste vom 13.06.2023 
Betrifft: Niederdorfelden barrierefrei! 

 

 
Die Sitzung kann auch über das Parlamentsfernsehen live verfolgt werden 
http://willkommen.niederdorfelden-gemeindeparlamentsfernsehen.de  
 
 
Niederdorfelden, 21.06.2023 
 
gez. Kristina Schneider 
Vorsitzende der Gemeindevertretung 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-99/2023 
 Datum, 08.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Zuwendungsverträge mit der AWO Perspektiven gGmbH zur Durchführung der Kommuna-
len Jugendarbeit ab 01.09.23 
hier: Vertrag für die Zeit vom 01.09.23 bis 31.12.23 
Vertrag für die Zeit vom 01.01.24 bis 31.12.24 
 
Sachdarstellung: 
Im Rahmen des vorgelegten Verwendungsnachweises für das Jahr 2022 wurde der Gemeindever-
tretung am 04.05.2023 mitgeteilt, dass im Gespräch mit der AWO vereinbart wurde, dass künftig ein 
jahresbezogener Vertrag für die Kommunale Jugendarbeit geschlossen werden soll.  
Somit können künftig – passend zur jahresbezogenen Buchhaltung - die jahresbezogenen Verwen-
dungsnachweise vorgelegt werden. 
 
Für diesen jahresbezogenen Übergang ist der Abschluss eines Vertrages für die Zeit vom 01.09.23 
bis 31.12.23 sowie für die Zeit vom 01.01.24 bis 31.12.24 erforderlich. 
 
Bei der Berechnung der Gesamtkosten lt. Vertrag hat die AWO bei den Personalkosten den aktuel-
len Tarifabschluss sowie bei den Sachkosten eine pauschale Erhöhung von rund 10% als Inflati-
onsausgleich sowie die Mittel für die Jubiläumsfeier in 09/23 berücksichtigt. 
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AWO Vertrag vom 01.09.23 bis 31.12.23  Der Vertrag ab 

01.09.22-
31.08.23 beinhal-
tet jährliche Ge-
samtkosten von 

Personalkosten (Lohn + Lohn-Nebenkosten) € 40.500,00  
Summe Personalkosten € 40.500,00  
Beschäftigungsmaterial  € 1.450,00  
Ferienspiele (14 Tage) € 750,00  
Freizeiten € 900,00  
Veranstaltungen (AG’s, Sport) € 750,00  
Reparaturen, Inventarergänzung € 550,00  
Büro und Versicherungen + Betriebskosten € 150,00  
Supervision und Fortbildung € 200,00  
Verwaltungskostenpauschale € 2.000,00  
Summe Sachkosten € 6.750,00  

Gesamt 01.09.22 –  31.12.23 € 47.250,00 € 135.500,00 

 
AWO Vertrag vom 01.01.24 bis 31.12.24  zum Vergleich 

Kosten aus Ver-
trag ab 01.09.22-
31.08.23 

Abweich. 

Personalkosten (Lohn + Lohn-Nebenkosten) € 128.500,00 € 117.000,00 € 11.500,00 

Summe Personalkosten € 128.500,00 € 117.000,00 € 11.500,00 

Beschäftigungsmaterial  € 4.400,00 € 4.000,00 € 400,00 

Ferienspiele (14 Tage) € 2.200,00 € 2.000,00 € 200,00 

Freizeiten € 2.750,00 € 2.500,00 € 250,00 

Veranstaltungen (AG’s, Sport) € 2.200,00 € 2.000,00 € 200,00 

Reparaturen, Inventarergänzung € 1.650,00 € 1.500,00 € 150,00 

Büro und Versicherungen + Betriebskosten € 450,00 € 400,00 € 50,00 

Supervision und Fortbildung € 550,00 € 500,00 € 50,00 

Verwaltungskostenpauschale € 6.000,00 € 5.600,00 € 400,00 

Summe Sachkosten € 20.200,00 € 18.500,00 € 1.700,00 

Gesamt 01.09.22 –  31.12.23 € 148.700,00 € 135.500,00 € 13.200,00 

 
Es wird vorgeschlagen, dem nachfolgendem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abschluss der zur Beschlussvorlage hinzugefügten Zuwendungsvertrages mit der AWO Per-
spektiven Bildung gGmbH mit der Laufzeit vom 01.09.2023 bis 31.12.2023 sowie des Zuwendungs-
vertrages für die Laufzeit vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 wird zugestimmt. 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) 1_Zuwendungsvertrag AWO 01.09.23 bis 31.12.23 
(2) 2_Zuwendungsvertrag AWO 01.01.24 bis 31.12.24 















 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-66/2023 
 Datum, 18.04.2023 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 25.04.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Aufstellung des Jahresabschlusses für das Jahr 2022 durch den Gemeindevorstand gemäß 
§ 112 Abs. 9 HGO mit Unterrichtung HFSA und Gemeindevertretung 
Sachdarstellung: 
Der Jahresabschluss 2022 ist fertiggestellt und wird der Revision des Main-Kinzig-Kreises zur Prü-
fung vorgelegt.  
Gem. § 112 Abs. 9 HGO soll der Gemeindevorstand den Jahresabschluss der Gemeinde innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufstellen.  
 
Das Jahresergebnis schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 796.016,24 ab (ord. Jah-
resfehlbetrag EUR 816.093,94, a. o. Jahresüberschuss EUR 20.077,70).  
 
Gegenüber dem fortgeschriebenen Ansatz des geplanten ordentlichen Jahresfehlbetrages  in 
Höhe von EUR 1.904.900 zeigt sich eine Verbesserung in Höhe von EUR 1.088.806,06, zurückzu-
führen im Wesentlichen auf   
 

• höhere Erträge Gewerbesteuer und Gemeindeanteile Umsatzsteuer EUR 254.000,00 
• höhere Förderung KiTa durch das Land Hessen und Zuschuss Hessenkasse 2. Anteil Fried-

hofsmauer EUR 236.000,00 
• geringere Aufwendungen für Sach- und Dienstleistung EUR 248.800,00 (Energieaufwand, 

Instandhaltung) 
• geringere Personalaufwendungen EUR 322.000,00 

 
Im außerordentlichen Jahresergebnis zeigt sich gegenüber dem fortgeschriebenen Ansatz in 
Höhe eines geplanten Überschusses in Höhe von EUR 3.000.000,00 eine Verschlechterung von 
EUR 2.909.255,81, da die Entnahme aus dem Baugebiet im Bachgange in Höhe von 4.500.000 € 
als Verbindlichkeit gegenüber dem Projektkonto BG Bachgange (da noch nicht endabgerechnet) 
gebucht ist. Die Höhe der Verbindlichkeit gegenüber dem BG Bachgange ist in der Bilanz/Vermö-
gensrechnung unter der Position 4.9 enthalten (derzeit insgesamt 24.500.000 €) 
 
Auszug aus Bilanz Ergebnis 2022 Ergebnis 2021 
4.9 Sonstige Verbindlichkeiten -24.731.095,58 -15.021.334,88 
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Der ordentliche Jahresfehlbetrag 2022 wird entsprechend der Ausnahmegenehmigung durch Ent-
nahme aus der Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses gedeckt, der au-
ßerordentliche Jahresüberschuss 2022 wird der Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen 
Ergebnisses zugeführt.  
 
Die Finanzrechnung weist zum 31.12.2022 einen positiven Finanzmittelbestand in Höhe von 
6.163.636,53 € aus. 
 
Die Vermögensrechnung weist zum 31.12.2022 eine Bilanzsumme von EUR 49.336.807,39 und 
hat sich gegenüber dem Vorjahr um EUR 7.930.709,07 erhöht. Dies resultiert im Wesentlichen aus 
den getätigten Investitionsmaßnahmen u.a. für die Kläranlage, Bau der Flüchtlingsunterkunft sowie 
der getätigten Geldanlage in Höhe von 5 Mio. EUR. 
Die Vermögensrechnung weist eine Eigenkapitalsumme von EUR 10.515.270,05 aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeindevorstand fasst gemäß § 112 Abs. 9 HGO den Aufstellungsbeschluss für den Jahres-
abschluss 2022. 
 
Der HFSA und die Gemeindevertretung nehmen den aufgestellten Jahresabschluss 2022 zur 
Kenntnis. 
 

 
Anlage(n): 

(1) Anlage 1 zum Aufstellungsbeschluss Jahresabschluss 2022 
(2) Anlage 2 + 3 zum Aufstellungsbeschluss Jahresabschluss 2022 



Anlage 1 zum Aufstellungsbeschluss Jahresabschluss 2022 

 

Ergebnisrechnung 2022 mit wesentlichen Veränderungen 

 

Pos. Beschreibung

Ergebnis VJ 

2021

Fortg. Ansatz 

HHJ 2022

Ergebnis HHJ 

2022

Vergl. fortg. 

Ans./. Erg. 

HHJ

Erläuterung der wesentlichen Abweichungen

+ = Mehraufwand, Minderertrag

‐ = Minderaufwand, Mehrertrag

01 Privatrechtliche Leistungsentgelte ‐198.996,68 ‐219.000,00 ‐207.091,96 11.908,04

02 Öffentlich‐rechtliche Leistungsentgelte ‐1.307.401,73 ‐1.494.100,00 ‐1.382.291,24 111.808,76

Abwassergebühren 46.785 ↓, Abfallgebühren 84.000 ↓, 

Kindergartengebühren 19.000 ↑, Friedhof 10.000 ↑

03 Kostenersatzleistungen und ‐erstattungen ‐163.269,01 ‐45.500,00 ‐99.587,51 ‐54.087,51

im Wesentlichen Mehrerträge 

Transportkostenerstattung Gemeindegrenzen

04

Bestandsveränderungen und aktivierte  

Eigenleistungen ‐8.120,00 ‐8.120,00

05

Steuern und steuerähnliche  Erträge 

einschl. Erträge aus gesetzlichen Umlagen ‐6.277.862,11 ‐5.508.000,00 ‐5.756.239,38 ‐248.239,38

Gewerbesteuer 204.000 ↑, Gemeindeanteil 

Umsatzsteuer 52.400 ↑, Gemeindeanteil 

Einkommensteuer 7.600 ↓

06 Erträge aus Transferleistungen ‐176.250,59 ‐180.000,00 ‐139.796,84 40.203,16

07

Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen 

für laufende Zwecke u. allgemeine 

Umlagen ‐1.418.568,66 ‐747.500,00 ‐983.906,97 ‐236.406,97

im Wesentlichen höhere Förderung KITA durch Land 

sowie Zuschuss Land Hessenkasse 2. Anteil 

Friedhofsmauer

08

Erträge aus der Auflösung von 

Sonderposten ‐461.295,95 ‐278.800,00 ‐248.126,31 30.673,69

09 Sonstige ordentliche Erträge ‐178.524,78 ‐158.800,00 ‐168.917,57 ‐10.117,57

Wegfall Bußgelder durch neuen 

Ordnungsbehördenbezirk Ronneburg

10

Summe der ordentlichen Erträge (Nr. 1 

bis 9) ‐10.182.169,51 ‐8.631.700,00 ‐8.994.077,78 ‐362.377,78

11 Personalaufwendungen 2.937.640,99 3.528.300,00 3.206.301,67 ‐321.998,33

12 Versorgungsaufwendungen 339.731,67 319.400,00 346.902,29 27.502,29

13

Aufwendungen für Sach‐ und 

Dienstleistungen 1.763.482,23 1.892.800,00 1.643.998,19 ‐248.801,81

im Wesentlichen Energieaufwand 42.000 ↓, Aufw. 

Ordnungsdienst 74.000 ↓ und Instandhaltung ↓

davon: Einstellung in den Sonderposten 19.520,22

14 Abschreibungen 675.340,49 715.300,00 686.522,75 ‐28.777,25

15

Aufwendungen f. Zuweisungen u. 

Zuschüsse sowie besondere 

Finanzaufwendungen 640.870,73 675.400,00 598.285,23 ‐77.114,77 Zuschuss Kinderlobby ↓ (nur bis 05/22)

16

Steueraufwendungen einschl. Aufw. aus 

gesetzl. Umlageverpflichtungen 3.583.145,77 3.246.800,00 3.255.471,94 8.671,94

Mehraufwand Gewerbesteuer‐/Heimatumlage, 

korrespondiert mit Mehrerträgen Gewerbesteuer

17 Transferaufwendungen

18 Sonstige ordentliche Aufwendungen 7.985,01 9.600,00 8.508,77 ‐1.091,23

19

Summe der ordentlichen 

Aufwendungen (Nr. 11 bis 18) 9.948.196,89 10.387.600,00 9.745.990,84 ‐641.609,16

20 Verwaltungsergebnis (Nr. 10 ./. Nr. 19) ‐233.972,62 1.755.900,00 751.913,06 ‐1.003.986,94

21 Finanzerträge ‐10.240,26 ‐6.000,00 ‐10.767,67 ‐4.767,67

22 Zinsen und andere Finanzaufwendungen 89.283,74 155.000,00 74.948,55 ‐80.051,45

23 Finanzergebnis (Nr. 21 ./. Nr. 22) 79.043,48 149.000,00 64.180,88 ‐84.819,12

24

Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge 

(Nr. 10 und Nr. 21) ‐10.192.409,77 ‐8.637.700,00 ‐9.004.845,45 ‐367.145,45

25

Gesamtbetrag der ordentlichen 

Aufwendungen (Nr. 19 und Nr. 22) 10.037.480,63 10.542.600,00 9.820.939,39 ‐721.660,61

26 Ordentliches Ergebnis (Nr. 24 ./.  Nr. 25) ‐154.929,14 1.904.900,00 816.093,94 ‐1.088.806,06

27 Außerordentliche Erträge ‐16.595,83 ‐3.000.000,00 ‐90.744,19 2.909.255,81 Entnahme aus Baugebiet Im Bachgange

28 Außerordentliche Aufwendungen 30.270,11 70.666,49 70.666,49

im Wesentlichen Ausbuchung AIB Energetische 

Sanierung Quartierskonzept

29

Außerordentliches Ergebnis (Nr. 27 ./. 

Nr. 28) 13.674,28 ‐3.000.000,00 ‐20.077,70 2.979.922,30

30 Jahresergebnis (Nr. 26 und Nr. 29) ‐141.254,86 ‐1.095.100,00 796.016,24 1.891.116,24



Anlage 2 zum Aufstellungsbeschluss Jahresabschluss 2022: Finanzrechnung 2022  
 

 

Pos Beschreibung Ergebnis VJ 2021

Fortg. Ansatz HHJ 

2022

Ergebnis HHJ 

2022

Vergl. fortg. 

Ans./. Erg. HHJ

01 Privatrechtliche Leistungsentgelte 202.313,05 219.000,00 201.250,35 17.749,65

02 Öffentlich‐rechtliche Leistungsentgelte 1.302.594,81 1.507.100,00 1.417.193,69 89.906,31

03 Kostenersatzleistungen und ‐erstattungen 158.831,37 45.500,00 88.073,06 ‐42.573,06

04

Steuern und steuerähnliche Erträge einschließlich Erträge aus 

gesetzl. Umlagen 6.169.603,20 5.508.000,00 5.601.432,79 ‐93.432,79

05 Einzahlungen aus Transferleistungen 176.250,59 180.000,00 139.796,84 40.203,16

06 Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke +  allg. Umlagen 1.343.159,17 747.500,00 1.002.637,35 ‐255.137,35

07 Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 12.198,53 6.000,00 8.478,04 ‐2.478,04

08

Sonstige ordentliche Einzahlungen und sonstige außerord. Einz., 

die sich nicht aus Inv.‐Tätigkeit ergeben 192.246,20 158.800,00 199.417,65 ‐40.617,65

09

Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Nr. 1 bis 8) 9.557.196,92 8.371.900,00 8.658.279,77 ‐286.379,77

10 Personalauszahlungen ‐2.917.045,17 ‐3.562.300,00 ‐3.257.599,20 ‐304.700,80

11 Versorgungsauszahlungen ‐299.398,67 ‐319.400,00 ‐327.049,29 7.649,29

12 Auszahlungen für Sach‐ und Dienstleistungen ‐1.668.571,22 ‐1.892.800,00 ‐1.667.176,24 ‐225.623,76

13 Auszahlungen für Transferleistungen

14

Auszahlungen für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 

sowie bes.  Finanzauszahlungen ‐557.784,99 ‐675.400,00 ‐664.455,86 ‐10.944,14

15

Auszahlungen für Steuern einschließlich Auszahlungen aus ges. 

Umlageverpflichtungen ‐4.018.700,73 ‐3.246.800,00 ‐3.315.757,46 68.957,46

16 Zinsen und ähnliche Auszahlungen ‐89.198,74 ‐155.000,00 ‐74.964,55 ‐80.035,45

17

Sonstige ord. Auszahlungen + sonst. außerord. Auszahlungen, die 

sich nicht aus Inv.‐Tätigkeit ergeben  ‐12.396,83 ‐9.600,00 ‐18.548,29 8.948,29

18

Summe Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nr. 

10 bis 17) ‐9.563.096,35 ‐9.861.300,00 ‐9.325.550,89 ‐535.749,11

19 Zahlungsmittelüberschuss/ Zahlungsmittelbedarf aus laufender ‐5.899,43 ‐1.489.400,00 ‐667.271,12 ‐822.128,88

Verwaltungstätigkeit (Nr. 9 ./. Nr. 18)

20

Einzahlungen aus Investitionszuweisungen und ‐zuschüssen sowie 

aus Investitionsbeiträgen 47.821,17 760.000,00 209.927,10 550.072,90

\

davon zweckgebundene Einzahlungen für die ordentliche Tilgung 

von Inv.‐Krediten 10.619,20 10.619,20 ‐10.619,20

21

Einzahlungen aus Abgängen von Vermögensgegenständen des 

Sachanlage‐ + immat. Anlagevermögens 210.050,00 3.000.000,00 4.200,00 2.995.800,00

22

Einzahlungen aus Abgängen von Vermögensgegenständen des 

Finanzanlagevermögens

23 Summe Einzahlungen aus Investitionstätigkeit (Nr. 20 bis 22) 257.871,17 3.760.000,00 214.127,10 3.545.872,90

24 Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden ‐1.202,18 ‐10.000,00 ‐3.948,53 ‐6.051,47

25 Auszahlungen für Baumaßnahmen ‐87.504,39 ‐2.538.900,00 ‐2.467.314,29 ‐71.585,71

26

Auszahlungen für Investitionen in das sonstige Sachanlage‐ + 

immat. Anlagevermögen ‐88.575,92 ‐3.526.100,00 ‐846.128,99 ‐2.679.971,01

27 Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen ‐5.004.845,36 ‐5.005.156,79 5.005.156,79

28 Summe Auszahlungen aus Investitionstätigkeit (Nr. 24 bis 27) ‐5.182.127,85 ‐6.075.000,00 ‐8.322.548,60 2.247.548,60

29

Zahlungsmittelüberschuss‐, ‐bedarf aus Investitionstätigkeit (Nr. 

23 ./. 28) ‐4.924.256,68 ‐2.315.000,00 ‐8.108.421,50 5.793.421,50

30

Zahlungsmittelüberschuss/ Zahlungsmittelbedarf (Nr. 19 und 

29) ‐4.930.156,11 ‐3.804.400,00 ‐8.775.692,62 4.971.292,62

31

Einzahlungen a.d. Aufnahme von Krediten + inn. Darlehen + 

wirtsch. vgl.b. Vorgängen für Investitionen 58.139,64 25.194,36 ‐25.194,36

32

Auszahlungen f. d. Tilgung v. Krediten + inn. Darlehen + wirtsch. 

vgl.b. Vorgängen für Investitionen sowie an d. Sondervermögen 

Hessenkasse ‐421.726,75 ‐430.000,00 ‐1.059.075,23 629.075,23

\

davon Auszahlungen für die ordentliche Tilgung von 

Investitionskrediten ‐408.805,23 ‐1.046.153,71 1.046.153,71

33

Zahlungsmittelüberschuss/ Zahlungsmittelbedarf aus 

Finanzierungstätigkeit ‐363.587,11 ‐430.000,00 ‐1.033.880,87 603.880,87

(Nr. 31 ./. Nr. 32)

34 Änderung des Zahlungsmittelbestandes zum ‐5.293.743,22 ‐4.234.400,00 ‐9.809.573,49 5.575.173,49

Ende des Haushaltsjahres (Nr. 30 und Nr. 33)

35

Haushaltsunwirksame Einzahlungen (u.a. fremde Finanzmittel, 

Rückzahlung von angelegten Kassenmitteln, Aufnahme von 

Liquiditätskrediten) 5.090.969,27 9.697.317,56 ‐9.697.317,56

36

Haushaltsunwirksame Auszahlungen (u.a. fremde Finanzmittel, 

Anlegung von Kassenmitteln, Rückzahlung von Liquiditätskrediten) ‐80.030,14 ‐91.320,94 91.320,94

37

Zahlungsmittelüberschuss/ Zahlungsmittelbedarf aus 

haushaltsunwirksamen Zahlungsvorgängen (Nr. 35 ./. Nr. 36) 5.010.939,13 9.605.996,62 ‐9.605.996,62

38 Bestand an Zahlungsmitteln zu Beginn des Haushaltsjahres 6.650.017,49 6.260.913,00 6.367.213,40 ‐106.300,40

39 Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln (Nr. 34 und 37) ‐282.804,09 ‐4.234.400,00 ‐203.576,87 ‐4.030.823,13

40

Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haushaltsjahres (Nr. 

38 und 39) 6.367.213,40 2.026.513,00 6.163.636,53 ‐4.137.123,53



 

Anlage 3 zum Aufstellungsbeschluss Jahresabschluss 2022: Vermögensrechnung 2022 

 
 

 

 

   

Ergebnis 2022 Ergebnis 2021
Aktiva

1 Anlagevermögen 41.885.290,69 34.224.126,10

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 1.751.472,67 1.114.679,14

1.1.1 Konzessionen, Lizenzen und ähnliche Rechte 32.776,75 41.519,75

1.1.2 Geleistete Investitionszuweisungen und ‐zuschüsse 1.718.695,92 1.073.159,39

1.1.3 Geleistete Anz. auf imm. Vermögensgegenstände

1.2 Sachanlagevermögen 20.047.288,76 18.028.074,49

1.2.1 Grundstücke, grundstücksg. Rechte 6.292.665,08 6.260.080,55

1.2.2 Bauten einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 6.442.783,57 5.643.568,00

1.2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch, Infrastrukturvermögen 5.436.111,69 5.568.782,69

1.2.4 Anlagen und Maschinen zur Leistungserstellung 54.621,00 6.147,00

1.2.5 Andere Anlagen., Betriebs‐u.Geschäftsausstattung 397.260,00 449.745,29

1.2.6 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.423.847,42 99.750,96

1.3 Finanzanlagevermögen 20.086.529,26 15.081.372,47

1.3.1 Anteile an verb. Unternehmen, Sonderverm.

1.3.2 Ausleihungen an verbundene Unternehmen

1.3.3 Beteiligungen 19.504,32 19.504,32

1.3.4 Ausl. a. Unternehmen, m. d. ein Beteiligungsverh. besteht

1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 66.924,94 61.768,15

1.3.6 Sonstige Ausleihungen (sonstige Finanzanlagen) 20.000.100,00 15.000.100,00

1.4 Sparkassenrechtliche Sonderbeziehungen

2 Umlaufvermögen 7.445.074,05 7.173.470,52

2.1 Vorräte einschließlich Roh‐, Hilfs‐ und Betriebsstoffe

2.2 Fertige und unfertige Erzeugnisse, Leistungen und Waren

2.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenst. 1.281.437,52 806.257,12

2.3.1 F.a.Zuw.,Zusch.Transf.L.,Inv.Zuw.Zusch.Beitr 743.191,71 361.056,62

2.3.2 Forderungen aus Steuern u.steuerähnl.Abgaben, Umlagen 493.182,10 405.444,34

2.3.3 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 19.472,86 642,76

2.3.4 F.geg.verb.Untern.u.Untern.m.Bet.V., und SV.

2.3.5 Sonstige Vermögensgegenstände 25.590,85 39.113,40

2.3.6 Wertpapiere des Umlaufvermögens

2.4 Flüssige Mittel 6.163.636,53 6.367.213,40

3 Rechnungsabgrenzungsposten 6.442,65 8.501,70

4 Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag

Summe Aktiva 49.336.807,39 41.406.098,32



 

      Durch die Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des a. o. Ergebnisses wird in der 

Vermögensrechnung kein Fehlbetrag für das Jahr 2022 mehr ausgewiesen (nur noch in der 

Ergebnisrechnung). 

 

Ergebnis 2022 Ergebnis 2021
Passiva

1 Eigenkapital ‐10.515.270,05 ‐11.311.286,29

1.1 Netto‐Position ‐6.032.349,66 ‐6.032.349,66

1.2 Rücklagen, Sonderrücklagen, Stiftungskapital ‐4.482.920,39 ‐5.278.936,63

1.2.1 Rückl.a.Übersch.d.ordentl. Ergebnisses ‐3.232.225,06 ‐3.232.225,06

1.2.2 Rückl.a.Übersch.d.außerord.Ergebnisses ‐1.250.695,33 ‐2.046.711,57

1.2.3 Sonderrücklagen

1.3 Ergebnisverwendung

1.3.1 Ergebnisvortrag

1.3.1.1 Ordentliche Ergebnisse aus Vorjahren

1.3.1.2 Außerordentl. Ergebnisse aus Vorjahren

1.3.2 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag

1.3.2.1 Ord. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag

1.3.2.2 Außerord.Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag

2 Sonderposten ‐6.490.546,81 ‐6.193.741,42

2.1 Sonderp.f.erh.Inv.Zuw., ‐zusch. u. ‐beiträge ‐6.476.890,81 ‐6.158.046,20

2.1.1 Zuweisungen vom öffentlichen Bereich ‐2.051.691,81 ‐1.724.994,20

2.1.2 Zuschüsse vom nicht. öffentl. Bereich ‐153.892,00 ‐34.208,00

2.1.3 Investitionsbeiträge ‐4.271.307,00 ‐4.398.844,00

2.2 Sonderposten für den Gebührenausgleich ‐19.520,22

2.3 Sonderposten für Umlagen nach § 50 Abs. 3 FAG

2.4 Sonstige Sonderposten ‐13.656,00 ‐16.175,00

3 Rückstellungen ‐2.090.803,30 ‐2.160.495,24

3.1 Rückstellung für Pensionen u. ähnl.Verpflicht. ‐1.966.803,30 ‐2.003.766,99

3.2 Rückst.f.Finanzausgl.u.Steuerschuldverh.

3.5 Sonstige Rückstellungen ‐124.000,00 ‐156.728,25

4 Verbindlichkeiten ‐29.879.325,97 ‐21.386.167,85

4.1 Verbindlichkeiten aus Anleihen

4.2 Verbindlichkeiten a. Kreditaufnahmen f. Investitionen und Inv.fördermaßnahm. ‐4.969.012,86 ‐6.002.893,73

4.2.1 Verbindlichk.g.Kreditinstituten ‐4.969.012,86 ‐6.002.893,73

4.2.2 Verbindlichk.g.öffentl.Kreditgebern

4.2.3 Verbindlichkeiten gg. sonstigen Kreditgebern

4.3 Verbindlichkeiten a.Kreditaufnahmen f. d. Liquiditätssicherung

4.4 Verbindlichk.a.kreditähnl.Rechtsgeschäften ‐6.072,40 ‐7.286,88

4.5 Verb.a.Zuw.u.Zusch.,Transf.L.u.Inv.Zuw.,Zusch. ‐36.027,82 ‐64.841,02

4.6 Verb. aus Lieferungen und Leistungen ‐136.689,03 ‐237.965,00

4.7 Verb.aus Steuern u.steuerähnl.Abgaben ‐428,28 ‐51.846,34

4.8 Verb.g.verb.Untern.u.g.Untern.m.Bet.V.u.SV

4.8.1 Verb. aus Kreditaufnahmen für Investitionen

4.8.2 Verb. aus Kreditaufnahmen für Liquiditätssicherung

4.8.3 Verb. aus Lieferungen + Leistungen, Steuern usw.

4.9 Sonstige Verbindlichkeiten ‐24.731.095,58 ‐15.021.334,88

5 Rechnungsabgrenzungsposten ‐360.861,26 ‐354.407,52

Summe Passiva ‐49.336.807,39 ‐41.406.098,32



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-98/2023 
 Datum, 08.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Jahresabschlussvorgang für das Jahr 2022 
hier: Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
gem. § 100 HGO für das Jahr 2022 
 
Sachdarstellung: 
Im Rahmen der Jahresabschlusserstellung Jahr 2022 werden den Gremien die noch nicht beschlos-
senen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen nach § 100 HGO zur Be-
schlussfassung vorgelegt. In Abstimmung mit der Revision ist dieser Beschluss vor der Jahresab-
schlussprüfung nachträglich durch die Gremien zu fassen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Den vorgelegten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen nach § 100 HGO 
für das Jahr 2022 wird zugestimmt. 
 

 
Die Anlage zur Vorlage wird per mail zugestellt. 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-100/2023 
 Datum, 08.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Budgetbericht gem. § 28 Abs. 1 GemHVO für den Zeitraum 01.01.23 bis 30.06.23 
 
Sachdarstellung: 
Lt. GemHVO sind die gemeindlichen Gremien über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrich-
ten. Der Budgetbericht 01.01.2023 bis 30.06.2023 wird hiermit vorgelegt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Budgetbericht über den Stand des Haushaltsvollzugs für den Zeitraum vom 01.01.2023 bis 
30.06.2023 wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
Unterlagen werden per e-mail zugeschickt. 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: C. Breitbach 
 Fachbereich: 
 Bauverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-93/2023 
 Datum, 31.05.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 06.06.2023 
Haupt- Finanz- u. Sozialausschuss und Planungs- Umwelt- u. Kul-
turausschuss 20.06.2023 

Gemeindevertretung 29.06.2023 
 
Bebauungsplan "Im Bachgange" 2. Änderung 
hier: Satzungsbeschluss 
 
Sachdarstellung: 
Der Bebauungsplan „Im Bachgange“ wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Nieder-
dorfelden in der Sitzung am 15.02.2018 als Satzung beschlossen. Anschließend wurde seitens der 
Gemeinde Niederdorfelden mit Unterstützung des beauftragten Landentwicklers ZSE Immobilien 
ein Vergabeverfahren für die Grundstücksvergaben durchgeführt. Grundlage für die Angebotsstel-
lung war der rechtskräftige Bebauungsplan. Im Zuge dieses Planungsprozesses wurde offenkun-
dig, dass zur Umsetzung der jeweiligen Planungen kleinere Veränderungen am Bebauungsplan er-
forderlich wurden. Diese waren Gegenstand der 1. Änderung des Bebauungsplans „Im Bach-
gange“, der am 02.07.2020 als Satzung beschlossen wurde.  
Da die Gemeinde die Entscheidung getroffen hat, der Sanierung des Rathauses den Vorzug vor 
einem Neubau zu geben, steht diese zentral im Baugebiet gelegene Fläche für eine neue Nutzung 
zur Verfügung. Umlegung und Erschließung sind inzwischen erfolgreich abgeschlossen. Die Er-
gebnisse sind in der Örtlichkeit deutlich sichtbar. Sämtliche Grundstücke bis auf die ursprünglich 
für den Rathausneubau angedachten Flächen sind zwischenzeitlich vermarktet. Da es sich bei 
dem angebotenen Grundstück (Flur 11, Flst. Nr. 820) um ein 5.811 m² großes Filet-Stück handelt, 
soll die Entscheidung, was dort errichtet werden soll, sorgfältig getroffen werden. Aus diesem 
Grund erfolgt die Veräußerung der betreffenden Grundstücke mithilfe einer Konzeptvergabe, bei 
der neben dem Kaufpreis auch qualitative Kriterien berücksichtigt werden. 
 
Das Verfahren wurde durchgeführt und in der Preisgerichtssitzung am 03.05.2022 eine Entschei-
dung für das Konzept und in diesem Zusammenhang auch für den Bauträger getroffen. Die letztli-
che Entscheidung zur Auftragsvergabe bzw. zum Verkauf der Grundstücke oblag der Gemeinde-
vertretung. 
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Im Mittelpunkt der 2. Änderung des Bebauungsplans steht insofern die Schaffung der planungs-
rechtlichen Grundlagen für die Umsetzung des gewünschten Konzepts. 
In das Verfahren zur 2. Änderung einbezogen werden sollen zudem die Umwidmung von Grünflä-
chen, Zweckbestimmung Kleingärten in Grünfläche, Blühwiese sowie die Konkretisierung des ein-
zuhaltenden Gewässerrandabstandes nach vollzogener Bebauung. 
 
Der Beschluss zur 2. Änderung umfasste im Wesentlichen: 
• die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets zu Lasten einer Fläche für den Gemeinbe-
darf, Zweckbestimmung Öffentliche Verwaltung und kulturellen und sozialen Zwecken dienende 
Gebäude und Einrichtungen (hier: Rathaus und Bürgerhaus) 
• die Umwidmung von Grünflächen, Zweckbestimmung Kleingärten in Grünfläche, Blühwiese 
• die Konkretisierung des einzuhaltenden Gewässerrandabstandes nach vollzogener Bebau-
ung 
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Niederdorfelden in 
der Sitzung am 14.07.2022 gefasst. Der Beschluss wurde durch einen weiteren Beschluss vom 
15.09.2022 ergänzt.  
 
• Es wird beschlossen, für die Sonderbaufläche des Lebensmitteleinzelhandels im Neubau-
gebiet Im Bachgange die II-geschossige Bauweise in eine III-geschossige Bauweise abzuändern. 
 
Die Änderung geht auf Abstimmungen im Zusammenhang mit der Bauantragsstellung für das Ge-
bäude im Sondergebiet zurück. Der Gemeindevorstand hat am 04.05.2021 dem Bauvorhaben, im 
Hinblick auf eine zukünftige Bebauungsplanänderung, zugestimmt. Die Bauaufsicht des Main-Kin-
zig-Kreises hat am 09.11.2021 die Genehmigung für das Vorhaben erteilt. Diese Änderung ist 
ebenfalls Gegenstand der hier in Rede stehenden 2. Änderung des Bebauungsplans „Im Bach-
gange“. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB stattgefunden. 
Die öffentliche Auslegung wurde am 12.01.2023 ortsüblich bekannt gemacht. Sie fand vom 
23.01.2023 bis einschließlich 24.02.2023 statt. Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange erfolgte im Parallelverfahren. Die benachbarten Kommunen und die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 19.01.2023 beteiligt. 
Wenn im Verfahren Beteiligte sich nicht geäußert haben, kann davon ausgegangen werden, dass 
die von diesen Beteiligten wahrzunehmenden Belange durch die Aufstellung des Bebauungsplans 
nicht berührt werden. Alle Stellungnahmen werden - wie aus den Anlagen ersichtlich - gewürdigt 
und behandelt. 
Hervorzuheben ist hier das Ergebnis der Abstimmung zwischen dem Kreis und der Gemeinde in 
Bezug auf die geplante Reduktion des Gewässerrandabstandes auf 5m. Im Ergebnis wurde fol-
gende Einigung erzielt:  
Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke 763, 764, 765, 766, 767 und 768 (jeweils tlw.) Flur 
11 Gemarkung Niederdorfelden werden vom Satzungsbeschluss ausgenommen. Betroffen hiervon 
ist hier die Konkretisierung des einzuhaltenden Gewässerrandabstands nach vollzogener Bebau-
ung. 
Die Herausnahme erfolgt, da an dieser Stelle kein Einvernehmen hinsichtlich des Umfangs des 
einzuhaltenden Gewässerrandabstands mit den Eigentümern sowie der Unteren Wasserbehörde 
hergestellt werden konnte. Die Vorgaben der Einhaltung eines Gewässerrandabstands von 10m 
bezogen gelten unbenommen. Einzelfallentscheidungen können hier nicht herangezogen werden. 
Um jedoch die weitere Planung der neuen Wohnbebauung im Zentrum des Gebiets (Teilbaugebiet 
Nr. 4a) zeitnah umsetzen zu können und da die Herausnahme des o.g. Bereichs keine Auswirkun-
gen auf die unveränderten Teilgeltungsbereiche der 2. Änderung des Bebauungsplans „Im Bach-
gange“ hat, wird der Satzungsbeschluss im Übrigen gefasst, während der o.g. Bereich des Plange-
bietes bis auf weiteres von der Beschlussfassung ausgenommen wird. 
 
Da die vorgetragenen Anregungen insgesamt kein erneutes Beteiligungsverfahren begründen, 
kann der Bebauungsplan „Im Bachgange“ 2. Änderung von der Gemeindevertretung der Ge-
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meinde Niederdorfelden am 29.06.2023 in öffentlicher Sitzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Sat-
zung beschlossen werden. 
 
Anlage(n): 
(1) Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gem. §3 Abs. 2 und ³4 Abs. 2 BauGB i. V. m. §13 a BauGB eingegan-
genen Stellungnahmen und Anregungen.      
(2) Begründung     
(3) Textliche Festsetzungen     
(4) Plan     
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindegremien der Gemeinde Niederdorfelden beschließen: 
 
(1) Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteili-

gungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen werden nach ausführlicher Diskussion 
als Stellungnahmen der Gemeinde Niederdorfelden beschlossen. 

(2) Der Bebauungsplan wird gem. § 10 BauGB sowie § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 5 HGO und § 
91 HBO als Satzung beschlossen und die Begründung hierzu festgestellt. 

(3) Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke Nr. 763, 764, 765, 766, 767 und 768 (je-
weils tlw.) Flur 11 Gemarkung Niederdorfelden werden vom Satzungsbeschluss ausgenom-
men. 

(4) Der Bebauungsplan wird gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in Kraft gesetzt. 
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Gemeinde Niederdorfelden

Bebauungsplan
"Im Bachgange" - 2. Änderung

Datengrundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement
und Geoinformation,
UTM-Koordinaten, Januar 2020

1

2a
2b

2c

2d

3
4

5
6

WA

WA

WA

WA

WA

WA
WA

MI

SONAH

Rathaus

0,8
0,8

0,8

0,8

0,8
1,2

1,2

1,2

1,2

1,2

0,4

0,4

0,4
0,4

0,4

0,4

0,4

0,6

0,6

0,6

II

II
II

II

II
III

III

III

vgl. PZ

III

E
ED

ED

H

H
E

-

-

-

o 7,5 m

-

SD / PD / WD
o

o

o
o
o

-

-

-

7,5 m
7,5 m

7,5 m
7,5 m

10,5 m

10,5 m

vgl. PZ

SD / PD / WD

FD/SD/PD/WD

SD / PD / WD

FD

FD
FD

FD

-
-

- - 10,5 m

Baugebiet GRZ GFZ Z Haustyp Bau-
weise TH max. Dachformlfd.

Nr.

4a WA 1,20,4 III FD- - 11,5 m

Fassung zum
Satzungsbeschluss

Verfahrensübersicht
 Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Gemeinde-
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mit Ergänzung vom      15.09.2022

 Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich
 bekanntgemacht am      12.01.2023
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 Rechtskraftvermerk:
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Rechtsgrundlagen
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Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I
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Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch
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Gemeinde Niederdorfelden 
 

Bebauungsplan „Im Bachgange“ 
 

2. Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB 
(Frist bis zum 24.02.2023) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Niederdorfelden und Gießen, Mai 2023 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH (16.02.2023) 
Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen (24.02.2023) 
Kreisausschuss Main-Kinzig-Kreis Abt. 63 Bauordnung (24.02.2023) 
Kreiswerke Main-Kinzig GmbH (10.02.2023) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (24.02.2023) 
Regierungspräsidium Darmstadt, KMRD (15.02.2023) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (15.02.2023) 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
 
Amt für Bodenmanagement Büdingen (27.01.2023) 
Avacon Netz GmbH (19.01.2023) 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(19.01.2023) 
EAM Netz GmbH (26.01.2023) 
IHK Hanau Gelnhausen (13.02.2023) 
Landesverband der jüdischen Gemeinden (30.01.2023) 
Landesamt für Denkmalpflege /hessenArchäologie (20.02.2023) 
Magistrat der Stadt Karben (30.01.2023) 
Magistrat der Stadt Nidderau (21.02.2023) 
Tennet TSO GmbH (23.01.2023) 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen von: 
 

Bischöfliches Ordinariat Mainz 
Botanische Vereinigung in Hessen e.V. 
BUND LV Hessen 
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 
Gasversorgung Main Kinzig GmbH 
Gemeindevorstand Schöneck 
Handwerkskammer Wiesbaden 
Hessen Forst Hanau 
Hessenwasser GmbH & Co. KG 
Hessische Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen 
Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Magistrat der Stadt Bruchköbel 
Magistrat der Stadt Maintal 
Naturschutzbund Deutschland 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Stadtplanungsamt Frankfurt Main 
Vodafone Hessen GmbH 
Verband Hessischer Fischer  
Wanderverband Hessen e.V. 
 
 
 
 
 
Seitens der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. 
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) keine Stellungnahmen mit Anregungen oder Hinwei-
sen vorgebracht. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH (16.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen  
 
Angemerkt sei, dass die Erschließung bereits Bestand ist. Was die Belange der Deutschen 
Telekom Technik GmbH anbetrifft, so geht es hier insb. um mögliche Hausanschlüsse für 
die neu geplante Wohnbebauung im Bereich der ehem. Fläche für Gemeinbedarf. 
 
Angesprochen ist hier der Vollzug des Bebauungsplans, so dass das Aufstellungsverfahren 
ohne Zeitverzug fortgeführt werden kann. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagment Gelnhausen (24.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zusammenfassung der Planung ist zutreffend. 
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Darstellung der Inhalte der Planung ist zutreffend. Die hier aufgeführten Festsetzungen 
werden durch die 2. Änderung des Bebauungsplans nicht berührt. Berührt werden aus-
schließlich die kursiv und blau geschriebenen Festsetzungen.  
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Baufreihaltezone ist sowohl im rechtskräftigen Bebauungsplan „Im Bachgange“, der 1. 
Änderung als auch in der hiermit vorliegenden 2. Änderung in der Plankarte eingetragen 
sowie unter C5 in den Nachrichtlichen Übernahmen vermerkt.  
 
Ein weitergehender Handlungsbedarf wird an dieser Stelle nicht gesehen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzungen zur Lärmschutzwand werden durch die hiermit vorliegende 2. Änderung 
nicht berührt. 
 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Fahrbahnrand ist durchgängig vermerkt. Die entsprechenden Bemaßungen verdeutli-
chen dies auch im Bereich der Gemeinschaftsstellplätze. Zur weitergehenden Klarstellung 
wurde bereits zur 1. Änderung hin zusätzlich zur Böschungskante eine Linie mit der Be-
zeichnung Fahrbahnrand dargestellt.  
 
Angemerkt sei jedoch, dass auch in diesem Bereich gegenüber dem rechtskräftigen Bebau-
ungsplan keine Änderungen vorgesehen sind. 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die Planung wurde mit HessenMobil abgestimmt und ist bereits vollzogen. 
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7. 
 
 
 
 
8. 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die Anlage eines Radwegs wird durch die Gemeinde Niederdorfelden begrüßt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Bebauungsplan „Im Bachgange“ 2. Änderung  – Abw. 3 (2) und 4 (2) i.V.m. § 13 a BauGB 

 

9 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreisausschuss Main-Kinzig-Kreis, 63 Bauordnung (24.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wasser und Bodenschutz 
 
Zu 1.: Den Anregungen wird entsprochen. 
Nach Abstimmung zwischen Kreis und Gemeinde einigte man sich auf folgendes Vorgehen: 
Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke 763, 764, 765, 766, 767 und 768 (jeweils 
tlw.) Flur 11 Gemarkung Niederdorfelden werden vom Satzungsbeschluss ausgenommen. 
Betroffen hiervon ist hier die Konkretisierung des einzuhaltendem Gewässerrandabstands 
nach vollzogener Bebauung. 
Die Herausnahme erfolgt, da an dieser Stelle kein Einvernehmen hinsichtlich des Umfangs 
des einzuhaltenden Gewässerrandabstands mit den Eigentümern sowie der Unteren Was-
serbehörde hergestellt werden konnte. Die Vorgaben der Einhaltung eines Gewässerrand-
abstands von 10m bezogen gelten unbenommen. Einzelfallentscheidungen können hier 
nicht herangezogen werden. 
Um jedoch die weitere Planung der neuen Wohnbebauung im Zentrum des Gebiets (Teil-
baugebiet Nr. 4a) zeitnah umsetzen zu können und da die Herausnahme des o.g. Bereichs 
keine Auswirkungen auf die unveränderten Teilgeltungsbereiche der 2. Änderung des Be-
bauungsplans „Im Bachgange“ hat, wird der Satzungsbeschluss im Übrigen gefasst, wäh-
rend der o.g. Bereich des Plangebietes bis auf weiteres von der Beschlussfassung ausge-
nommen wird.  
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2. 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
 
Zu 4. – 6.: Den Anregungen wird entsprochen. 
Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke 763, 764, 765, 766, 767 und 768 (jeweils 
tlw.) Flur 11 Gemarkung Niederdorfelden werden vom Satzungsbeschluss ausgenommen. 
 
Es gelten insofern für den hier angesprochenen Teilgeltungsbereich wieder die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans „Im Bachgange“. 
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7. 
 
 
 
8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bauordnung 
 
Zu 7.: Der Anregung wird entsprochen. 
Es werden einige Maße ergänzt. 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die in der Plankarte rot umrandeten Flurstücke 763, 764, 765, 766, 767 und 768 (jeweils 
tlw.) Flur 11 Gemarkung Niederdorfelden werden vom Satzungsbeschluss ausgenommen. 
Es gelten insofern für den hier angesprochenen Teilgeltungsbereich wieder die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans „Im Bachgange“. 
 
 
 
Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angemerkt sei, dass die 2. Änderung des Bebauungsplans keine Festsetzungen trifft, die 
eine Rodung erforderlich machen. 
 
Zu 10.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Rosskastanie wird aus der Artenauswahl herausgenommen. 
 
 
Immissionsschutz 
 
 
Zu 11.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
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13. 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
16. 
 
 
 
17. 
 
18. 
 
 
19. 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
 
 
21. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 12. bis 20: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und haben bereits Eingang in die Begründung zum rechtskräftigen Bebauungsplan „Im 
Bachgange“ von 2018 gefunden. 
 
Die Anregungen wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, 
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt. 
Soweit die Anregungen den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundstellen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau-
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 
 
Durch die hiermit vorliegende 2. Änderung werden die Belange nicht berührt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klimaschutz 
 
 
[vgl. folgende Seite] 
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22. 
 
 
 
23. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 21: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die 2. Änderung des Bebauungsplans „Im Bachgange“ von 2018 umfasst im Wesentlichen: 
die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets zu Lasten einer Fläche für den Gemeinbe-
darf, Zweckbestimmung Öffentliche Verwaltung und kulturellen und sozialen Zwecken die-
nende Gebäude und Einrichtungen (hier: Rathaus und Bürgerhaus), die Umwidmung von 
Grünflächen, Zweckbestimmung Kleingärten in Grünfläche, Blühwiese, die Konkretisierung 
des einzuhaltenden Gewässerrandabstandes nach vollzogener Bebauung sowie die mitt-
lerweile bestandsorientierte Nachführung der festgesetzten Geschossigkeit im Sondergebiet 
Lebensmitteleinzelhandel. 
Die vorgetragenen Anregungen betreffen also ausschließlich die geplante Wohnbebauung 
im Zentrum des Baugebiets. Wie in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegt hat die  
Gemeinde beschlossen, die Veräußerung der ursprünglich für den Neubau des Rathauses 
vorgesehenen Fläche, bei der es sich mit insgesamt 5.811 m² um ein Filetstück handelt, 
mithilfe einer Konzeptvergabe abzuwickeln, um so neben finanziellen auch qualitative Krite-
rien berücksichtigen zu können. Neben der Umsetzung kommunalpolitischer Vorgaben 
sollten insbesondere entsprechende bauliche, soziale und ökologische Qualitätsstandards 
berücksichtigt werden. Als Beurteilungskriterien wurden u.a. auch energetische Vorgaben 
definiert. Die Gestaltung soll zudem einen städtebaulich ansprechenden und ökologisch 
verträglichen Übergang zu den angrenzenden Nutzungen ermöglichen. Ebenfalls zu be-
rücksichtigen waren die sich durch die im Vorentwurf vorliegende Gestaltung der unmittel-
bar angrenzenden Freifläche ergebenden Rahmenbedingungen und Leitdetails wie Erhalt 
der vorhandenen Obstbäume, Erhalt eines „Grünkorridors“ mit Obstbäumen, Entwicklung 
einer attraktiven Freifläche, Verwendung von „Ökopflaster“, Verwendung von qualitativ, 
hochwertigen Ausstattungselementen, Verwendung der ortsprägenden „Klimabaumart“ 
Winterlinde. 
 
Die Kriterien waren Bewertungsgrundlage und wurden bei der Planung berücksichtigt. Die 
Umsetzung der Planung des 1. Preisträgers wird zudem in einem städtebaulichen Vertrag 
fixiert. 
 
Weitergehende Festsetzungen auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sind inso-
fern keine erforderlich. 
 
Zu 22.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
Brandschutz 
 
Zu 23. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
25. 
 
 
 
 
 
26. 
 
 
 
 
27. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 24: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und haben bereits Eingang in die Begründung zum rechtskräftigen Bebauungsplan „Im 
Bachgange“ von 2018 gefunden. 
 
Die Anregungen wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, 
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt. 
Soweit die Anregungen den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundstellen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau-
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 
 
Durch die hiermit vorliegende 2. Änderung werden die Belange nicht berührt.  
 
 
Zu 25: Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
Abfallwirtschaft 
 
Zu 26.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
Zu 27: Der Anregung wird entsprochen. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreiswerke Main-Kinzig (10.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (24.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A. Beabsichtigte Planung 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Zusammenfassung der Planung ist zutreffend. 
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
B. Stellungnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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4. 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 4.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 
und haben bereits Eingang in die Begründung zum rechtskräftigen Bebauungsplan „Im 
Bachgange“ von 2018 gefunden. 
 
Die Anregungen wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, 
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt. 
Soweit die Anregungen den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundstellen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau-
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 
 
Durch die hiermit vorliegende 2. Änderung werden die Belange nicht berührt.  
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
[vgl. folgende Seite] 
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7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung werden in der 2. Änderung 
wie folgt geändert:  
 

• Reduktion der festgesetzten Grundflächenzahl bei der Fläche für Gemeinbedarf, 
Zweckbestimmung Rathaus zu Gunsten von Allgemeinem Wohngebiet (WA) von 
GRZ = 0,6 auf GRZ = 0,4,  

• Aufwertung bei Grünflächen, Kleingärten zu Gunsten von Blühwiese,  
 
Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die beschriebenen Änderungen nachteilig auf die 
Schutzgüter Boden oder Wasser auswirken, da sich der Grad der Versiegelung durch die 
Ausweisung des Allgemeinen Wohngebietes mit GRZ=0,4 an Stelle einer Fläche für Ge-
meinbedarf mit GRZ=0,6 sogar verringert. Die Umwidmung der Grünfläche mit Zweckbe-
stimmung Kleingärten in Grünfläche, Blühwiese ist im Hinblick auf Boden und Wasser eben-
falls als Verbesserung einzustufen.  
Auf die ursprünglich geplante Reduktion des Gewässerrandstreifens wird verzichtet. Der 
Teilgeltungsbereich wird vom Satzungsbeschluss ausgenommen. Es gelten die Festsetzun-
gen des Ursprungs-Bebauungsplans „Im Bachgange“. 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Bebauungsplan nur bestehendes Pla-
nungsrecht modifiziert. 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. die Ausführungen zu 6.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 9.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 10.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die untere Naturschutzbehörde wurde an dem Aufstellungsverfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 12. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Kampfmitteluntersuchungen wurden in den Jahren 2017 bis 2019 durchgeführt. Die 
Kampfmitteluntersuchungen einschließlich der zugehörigen Aufgrabungen sind abgeschlos-
sen, es besteht nunmehr Kampfmittelfreiheit.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Tauber Explosive Management GmbH u. Co.KG, Weiterstadt, Geophysikalischer Bericht, 
zur Kampfmittelsondierung, Stand 05.08.2019.  
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Regierungspräsidium Darmstadt, KMRD (15.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Kampfmitteluntersuchungen wurden in den Jahren 2017 bis 2019 durchgeführt. Die 
Kampfmitteluntersuchungen einschließlich der zugehörigen Aufgrabungen sind abgeschlos-
sen, es besteht nunmehr Kampfmittelfreiheit.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2 Tauber Explosive Management GmbH u. Co.KG, Weiterstadt, Geophysikalischer Bericht, 
zur Kampfmittelsondierung, Stand 05.08.2019.  
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regionalverband FrankfurtRheinMain (15.02.2023) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aussagen wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplans entsprechend berücksich-
tigt. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
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Verfahrensübersicht
 Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Gemeinde-
vertretung gefasst am      14.07.2022

mit Ergänzung vom      15.09.2022

 Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich
 bekanntgemacht am      12.01.2023

 Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekannt-
 gemacht am      12.01.2023

 Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom      23.01.2023

 bis einschließlich      24.02.2023

 Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs.
 4 BauGB und § 91 HBO erfolgte durch die Gemeindevertretung am      __.__.____

 Die Bekanntmachungen erfolgten im Hanauer Anzeiger.

 Ausfertigungsvermerk: 
 Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergan-
 genen Beschlüssen der Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die
 Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. 

 Niederdorfelden, den ___.___.______

 ___________
 Bürgermeister

 Rechtskraftvermerk:
 Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3
 BauGB in Kraft getreten am:      __.__.____

 Niederdorfelden, den ___.___.______ 

 ___________
 Bürgermeister

Art der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs.2 Nr.1, § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Zeichenerklärung

Katasteramtliche Darstellungen

20

707

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22 und 23 BauNVO)

Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung, Ein- und Ausfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Grünflächen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 5 Abs.2 Nr.10 und Abs.4, § 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14  BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
(§ 5 Abs.2 Nr.2b, 4 und Abs.4, § 9 Abs.1 Nr.12, 14 und Abs.6  BauGB)

RRB

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 5 Abs.2 Nr.7 und Abs.4, § 9 Abs.1 Nr.16 und Abs.6  BauGB)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs.2 Nr.1, § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Mischgebiet (MI)

Sonderbaufläche (SONAH) hier: Nahversorgungszentrum

0,4 Grundflächenzahl (GRZ), z.B. 0,4

0,8 Geschossflächenzahl (GFZ), z.B. 0,8

Zahl der Vollgeschosse (Z), z.B. II

maximale Traufhöhe, z.B. THmax.= 7,5 m

II
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o

E

ED

offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig
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H nur Hausgruppen zulässig

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Zweckbestimmung: Rad- und Fußweg

Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallversorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Regenrückhaltebecken

private Grünflächen
Zweckbestimmung: Blühwiese

öffentliche Grünflächen

hier: Parkanlage

hier: Spielplatz

hier: Verkehrsbegleitgrün

Wasserflächen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

Anpflanzen: Laubbäume

Erhaltung: Bäume

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze,
Garagen und Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Fl. 11

Flurgrenze

Polygonpunkt

vorhandene Grundstücks- und Wegparzellen mit Grenzsteinen

Flurnummer

Flurstücksnummer

vorhandene Bebauung

Flachdach / Satteldach / Walmdach / PultdachFD/SD/
WD/PD

4 hier: dem WA4 zugeordnet

St

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Stellplätze

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu Gunsten der Allgemeinheit zu
belastende Fläche

Baufreihaltezone

Gewässerrandabstand

Schallschutzanlage

Altablagerung

Straßendeckenhöhe Planung

Brückenbauwerk

1. Änderung in der Planzeichnung

2. Änderung in der Planzeichnung

Bereich Ein- und Ausfahrt Tiefgarage

16.01.2023

TG Tiefgarage

 124.03

Übersichtskarte (© OpenTopoMap)

25.05.2023

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634);
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6),

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6),

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802),

Hessische Bauordnung (HBO) i.d.F. vom 28.05.2018 (GVBl. I S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22.11.2022 (GVBl. S. 571).



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: C. Breitbach 
 Fachbereich: 
 Bauverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-94/2023 
 Datum, 31.05.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 06.06.2023 
Haupt- Finanz- u. Sozialausschuss und Planungs- Umwelt- u. Kul-
turausschuss 20.06.2023 

Gemeindevertretung 29.06.2023 
Gemeindevorstand 05.09.2023 
Haupt- Finanz- u. Sozialausschuss und Planungs- Umwelt- u. Kul-
turausschuss 20.09.2023 

Gemeindevertretung 28.09.2023 
 
Vorstellung der Entwurfsplanung zur Sanierung und Neugestaltung des Friedhofs 
 
Sachdarstellung: 
Aufgrund des Umfangs der Sanierungs- und Neugestaltungsarbeiten am Friedhof wurde eine Un-
terteilung in zwei Bauabschnitte vorgesehen.  
Bauabschnitt I soll in diesem Jahr und Bauabschnitt II im kommenden Jahr durchgeführt werden.  
Bauabschnitt I umfasst die rechts gelegenen Flächen vom Hauptweg zur Trauerhalle sowie die Sa-
nierung aller 3 m breiten Hauptwege. 
Bauabschnitt II umfasst die Flächen links vom Hauptweg zur Trauerhalle. 
Das am 29.03.2023 beauftragte Studio für Gartendesign und Freiraumplanung, Silke Blum und Clau-
dia Scherer wird die Entwurfsplanung mit einer Power-Point Präsentation, in der Planungs-, Umwelt- 
und Kulturausschusssitzung am 20.06.2023, vorstellen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Entwurfsplanung zur Umsetzung der Sanierung und Neugestaltung des Friedhofs wird zuge-
stimmt und der im Haushalt 2023 beschlossene Sperrvermerk, in Höhe von 370.000 €, wird aufge-
hoben. 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) 02599a28-14a7-48fe-a393-7d869b2f4a53 
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Neugestaltung Friedhof (Altfläche)
Gronauer Str. 
61138 Niederdorfelden
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Gemeinde Niederdorfelden
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61138 Niederdorfelden
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Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-92/2023 
 Datum, 31.05.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Vorschlag künftige Gehaltsveränderungen 
 
Sachdarstellung: 
Vor dem Hintergrund des bestehenden Fachkräftemangels, insbesondere im Bereich der Erzieher 
und Erzieherinnen, wird vorgeschlagen, übertarifliche Leistungen nach der Arbeitsmarktzulagen-
Richtlinie des VKA und tarifliche Leisungen nach dem Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung zum Zwe-
cke des Leasings von Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-Fahrradleasing) zu ge-
währen. 
 
Den Beschäftigten der Gemeinde Niederdorfelden soll das ‚Deutschlandticket‘ als zusätzliche 
außertarifliche Leistung im individuellen Abonnement angeboten werden. D.h. die Gemeinde 
Niederdorfelden bestellt in eigenem Namen für die jeweils interessierten Mitarbeiter als Nutzer das 
Deutschlandticket, welches dann nur auf den Namen des Nutzers ausgestellt wird. Wenn alle Mitar-
beiter der Gemeinde Niederdorfelden gleichermaßen ein Angebot auf Gewährleistung einer außer-
tariflichen Zulage in Form des Deutschlandtickets unterbreitet wird, gibt es mit dem Grundsatz auf 
Gleichbehandlung keine Schwierigkeiten. 
Das Deutschlandticket kann zunächst nur für die Zeit bis zum 30. Juni 2024 gewährt werden, weil 
einer längeren Frist tarifvertragliche Vorgaben entgegenstehen und die Gemeinde Niederdorfelden 
tarifgebunden ist. Gemäß § 15 Abs. 1 TVöD erhalten die Beschäftigten monatlich ein Tabellenent-
gelt, das sich nach der Entgeltgruppe und den Stufen orientiert. In den Tabellen ist das Deutsch-
landticket nicht vorgesehen.  
Die Satzung des Kommunalen Arbeitgeberverbands Hessen (KAV-Hessen) bestimmt in § 6 S. 
1 a), dass tarifvertragliche Vorschriften grundsätzlich weder unterschritten, noch überschrit-
ten werden dürfen. Als Ausnahme von diesem Grundsatz hatte der VKA-Bund für die KAV-
Landesverbände die Arbeitsmarktzulagen-Richtlinie erlassen, die übertarifliche Zahlungen 
als Arbeitsmarktzulage erlaubt, soweit es zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung 
von qualifizierten Fachkräften im Einzelfall erforderlich ist. Das Präsidium des KAV-Hessen 
hatte die Anwendbarkeit der Arbeitsmarktzulagen-Richtlinie bis 30. Juni 2024 beschlossen.  
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Zu den Schwierigkeiten der Gewinnung von Personal – insbesondere für Erzieherinnen und Erzieher 
– in den Kommunen allgemein und damit auch in der Gemeinde Niederdorfelden muss an dieser 
Stelle nichts weiter ausgeführt werden. Denn über die Probleme der Suche nach Fachkräften wird 
in den Medien ausführlich berichtet und der Personalmangel ist an Ort und Stelle spürbar, so dass 
die Arbeitsmarktzulagen-Richtlinie anwendbar ist.  
Nach dieser Richtlinie kann den Beschäftigten zusätzlich zu dem ihnen zustehenden Entgelt 
eine widerrufliche Zulage in Höhe von bis zu 20 % der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe 
gezahlt werden. Eine Befristung dieser Zulage ist zulässig. Gemäß der Beschlussvorlage unter den 
Ziff. 4. werden Erzieherinnen und Erzieher künftig in die Entgeltgruppe S 8b SuE eingruppiert.  
Das Tabellenentgelt nach Stufe 2 der 8b SuE beträgt ab 01. April 2022 bis 29. April 2024 mo-
natlich 3.211,18 Euro und voraussichtlich ab 2024 monatlich 3.598,79 Euro. Unter Anwendung 
der genannten 20%-Regel können übertarifliche Arbeitsmarktzulagen bis 2024 in Höhe von 
rund 640,- Euro und ab 2024 Zulagen in Höhe von rund 720, - Euro gezahlt werden.  
Die aktuellen Kosten des Deutschlandtickets in Höhe von mtl. 49, - Euro bleiben weit darunter.  
 
Es wird vorgeschlagen, dass die Gemeinde Niederdorfelden ihren Beschäftigten auf der 
Grundlage des TV-Fahrradleasing anbietet, Entgeltbestandteile zu Zwecken des Leasings 
von Fahrrädern umzuwandeln. 
Die Konditionen der Leasinganbieter werden derzeit eingeholt und geprüft. Die Kosten richten sich 
nach dem Preis der Leasingfahrräder. Die Gemeindeverwaltung geht von der Annahme aus, 
dass sich die monatlichen Leasingraten und Versicherungsprämien auf ca. 100, - bis 120, - 
Euro summieren.  
Die Entgeltumwandlung für das Leasing eines Fahrrads richtet sich nach den Vorgaben des TV-
Fahrradleasing und soll mit dem Personalrat in einer Dienstvereinbarung rechtlich fixiert werden.  
 
Bei Neueinstellungen von Beschäftigten der Gemeinde Niederdorfelden soll eine einmalige 
Arbeitsmarktzulage zum Gehalt in Höhe von 500 Euro brutto gezahlt werden.  
Die Rechtsgrundlage ist ebenfalls die o.g. Arbeitsmarktzulagen-Richtlinie sowie die Ausführungen 
zum Deutschlandticket zur zeitlichen Begrenzung bis zum 30. Juni 2024, welche entsprechend gel-
ten. Diese Zulage dient der Bindung von Fachkräften und unterliegt als Arbeitseinkommen i.S.v. § 2 
Abs. Ziff. 4 EStG der Steuerpflicht und ist nach den jeweils individuellen Verhältnissen der neu ein-
zustellenden Mitarbeiter zu versteuern. Die Zulage ist gemäß § 14 Abs. 1 SGB IV i.V.m. § 23a SGB 
IV eine bezüglich der Sozialabgaben beitragspflichtige Einnahme der künftigen Beschäftigten. Die 
betragsmäßige Obergrenze der Arbeitsmarktzulagen-Richtlinie würde dem nicht entgegenstehen. 
Als Einmalzahlung würde Sie im o.g. Beispielsfalle einer Erzieherin die Obergrenze in diesem 
Jahr nicht überschreiten; und zwar auch nicht unter Hinzurechnung des Deutschlandtickets.  
 
Von den Zahlungen der übertariflichen Leistungen nach der Zulagen-Richtline sowie dem TV-Fahr-
radleasing (TV=Tarifvertrag für das Fahrradleasing) sind die geringfügig Beschäftigen ausgeschlos-
sen. Dies ist im Tarifvertrag für das Fahrradleasigung auch so geregelt. Ein weiterer Grund ist, dass 
bei geringfügig Beschäftigtgen über 520 Euro mtl., die Steuern und Sozialverischerungsabgaben 
nicht mehr pauschalisiert berechnet werden könnten. 
 
Weiterhin wird vorgeschlagen, die ausgebildeten Erzieherinnen und Erzieher ab 01.01.2024 
in die Entgeltgruppe S8b einzugruppieren.  
Der Gemeindevorstand vertritt die Auffassung, dass das Merkmal „mit besonders schwierigen fach-
lichen Tätigkeiten“ der Entgeltgruppe S 8b aus der Entgeltordnung VKA bei den Erzieherinnen und 
Erziehern in den Niederdorfelder Kindertageseinrichtungen erfüllt ist. Die Protokollerklärung Nr. 6 
zur Entgeltordnung benennt in den Regelbeispielen als besonders schwierige fachliche Tätigkeiten 
solche in Integrationsgruppen mit einem Drittel behinderter Menschen und in Gruppen mit einem 
Anteil von 15 % an Kindern mit erhöhtem Förderbedarf. Die dafür erforderlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten werden von unseren Erzieherinnen und Erziehern erwartet, weil selbstverständlich In-
tegrationskinder aufgenommen werden und auch die Kinder der von Niederdorfelden aufgenomme-
nen Flüchtlinge die bestmögliche Förderung erhalten sollen.  
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Weiterhin wird vorgeschlagen, dass die Nichtfachkräfte für die Kinderbetreuung, welche der-
zeit in die Entgeltgruppe S7 eingruppiert sind, eine monatliche Zulage von 100 € netto erhal-
ten.  
Die vorgenannten Höhergruppierungen bzw. Gehaltsveränderungen sind mit Mehrkosten von 
rd. 100.000 € verbunden. 
 
Zu den o.a. Änderungsvorschlägen wird in Abstimmung mit dem Personalrat eine Dienstvereinba-
rung geschlossen. 
 
Es wird vorgeschlagen, dem nachfolgendem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Es wird zugestimmt, dass den Beschäftigten der Gemeinde Niederdorfelden zum nächstmögli-

chen Zeitpunkt das ‚Deutschlandticket‘ gem. § 9 RegG als zusätzliche außertarifliche Leistung 
im indivuduellen Abonnement - zunächst bis 30. Juni 2024 - gewährt wird. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind arbeitnehmerähnliche Personen, Wahlbeamte und 
Ehrenbeamte, sowie Beschäftigte in der Freistellungsphase des Altersteilzeitblockmodells und 
geringfügig Beschäftigte. 
 

2. Es wird zugestimmt, dass die Gemeinde auf der Rechtsgrundlage des TV-Fahrradleasing den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Entgeltumwandlung für das Leasing eines Fahrrades an-
bietet. Der Gemeindevorstand wird beauftragt, verschiedene Leasingmodelle zu prüfen und die 
Bedingungen der Angebote für die Mitarbeiter festzulegen. 

 
3. Es wird zugestimmt, dass bei Neueinstellungen von Beschäftigten in die Dienste der Gemeinde 

Niederdorfelden zunächst bis zum 30. Juni 2024 befristet eine einmalige Zulage zum Gehalt in 
Höhe von 500 Euro brutto gezahlt wird. Bei befristeten Verträgen unter einem Jahr wird die Zulage 
anteilig gezahlt.  
Ausgenommen von dieser Regelung sind arbeitnehmerähnliche Personen, Ehrenbeamte und ge-
ringfügig Beschäftigte. 

 
4. Es wird zugestimmt, dass die ausgebildeteten Erzieherinnen und Erzieher ab dem 01.01.2024 

mit der Entgeltgruppe S8b eingruppiert werden. Die Mittel sowie die Änderungen des Stellenplans 
sind im Haushalt 2024 zu berücksichtigen. 

 
5. Es wird zugestimmt, dass die Nichtfachkräfte für die Kinderbetreuung ab 01.01.2024 eine Zulage 

von 100 € netto erhalten. Die Mittel sind im Haushalt 2024 zu berücksichtigen. 
 
 

 
 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: N Woita 
 Fachbereich: 
 Büro des Bürgermeisters 
 
 Drucksachen Nr.: VL-103/2023 
 Datum, 12.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Antrag der Fraktion Bündnis 90 Die Grünen vom 09.06.2023 
betr. Konzept für die Sicherstellung des Rechtsanspruchs auf Betreuung in den Kinderta-
gesstätten Niederdorfelden 
Ua Höhergruppierung der Erzieherinnen und Erzieher der Kindertagesstätten der Gemeinde 
Niederdorfelden in den Entgeltgruppen des TVöD-SuE um eine Entgeltgruppe 
 
Sachdarstellung: 
Die Fraktion Bündnis 90 DIE GRÜNEN stellt den in der Anlage hinzugefügten Antrag.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) Antrag DIE GRÜNEN Konzept für die Sicherstellung Betreuung Kita 







 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-102/2023 
 Datum, 11.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 21.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Änderung bzw. Nachrücker eines Mitglieds der Friedhofskommission 
 
Sachdarstellung: 
Frau Annelie Hacke hat mitgeteilt, dass sie aus persönlichen Gründen ihr Amt als sachkundige Ein-
wohnerin in der Friedhofskommission (ursprgl. Vorschlag der ev. Kirche) nicht mehr ausführen kann. 
Die evangelische Kirche hat am 05.06.2023 mitgeteilt, dass der Kirchenvorstand beschlossen hat, 
Frau Martina Bauscher, Auf dem Hainspiel 47, Niederdorfelden, als sachkundige Einwohnerin in die 
Friedhofskommission aufzunehmen. 
 
Es wird vorgeschlagen, dem nachfolgendem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der vom 05.06.2023 von der evangelischen Kirche mitgeteilten Änderung für die Nachbesetzung 
einer sachkundigen Einwohnerin für die Friedhofskommission wird zugestimmt. 
 

 
 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: N. Woita 
 Fachbereich: 
 Büro des Bürgermeisters 
 
 Drucksachen Nr.: VL-108/2023 
 Datum, 15.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 20.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Niederdorfelden 
 
Sachdarstellung: 
Das Amtgericht Hanau hat mitgeteilt, dass die Amtszeit des derzeitigen stellvertretenden Schieds-
mannes Uwe Spieckermann im Juni 2023 endet.  
 
Durch Bekanntmachung und Pressemitteilung haben wir das Amt einer stellvertretenden Schieds-
person ausgeschrieben. Es ging bis zum Bewerbungsschluss eine Bewerbung ein: 
 

- Herr Uwe Spieckermann 
 
Die Gemeindevertretung wird in ihrer Sitzung am 29.06.2023 die stellvertretende Schiedsperson 
wählen. Zur Wahl bedarf es der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter. 
 
Der Gemeindevorstand wird gebeten, die Gemeindevertretung um die Wahl einer stellvertretenden 
Schiedsfrau/eines Schiedsmannes zu bitten und die zu wählenden Kandidaten bzw. Kandidatinnen 
zu benennen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Es wird zugestimmt, dass Herr Uwe Spieckermann zum stellvertretenden Schiedsmann gewählt 
wird.  
 
 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: FA-4/2022 
 Datum, 09.02.2022 
 
 
 

Fraktionsanträge 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevertretung 24.02.2022 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 05.04.2022 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 05.07.2022 
Gemeindevertretung 14.07.2022 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 06.09.2022 
Gemeindevertretung 15.09.2022 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 18.10.2022 
Gemeindevertretung 03.11.2022 
Gemeindevorstand 31.01.2023 
Gemeindevertretung 23.02.2023 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 20.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 

 
Antrag der Fraktion Dorfelder Liste betr. Überarbeitung der Stellplatzsatzung vom 
31.08.1995 
 
Sachdarstellung: 
In der Sitzung der Gemeindevertretung vom 03.11.2022 wurde der Antrag der Fraktion Dorfelder Liste betr. 
Überarbeitung der Stellplatzsatzung 31.08.1995 zur weiteren Beratung in die nächste Sitzung des Planungs- 
Umwelt- und Kulturausschuss zurückgestellt.  
 
In dieser Sitzung hatte Frau Frey von der SPD Fraktion vorgetragen, dass die Stadt Bad Nauheim in ihrer 
Stellplatzsatzung bereits die Abhängigkeit von der Menge an Stellplätzen anhand der Wohnfläche umgesetzt 
hat.  
Die SPD-Fraktion hat daher beantragt, den nachfolgenden Änderungsvorschlag bei der Änderung der Stell-
platzsatzung zu berücksichtigen: 
 
„Zu Anlage 1, Nr. 1.2  
Mehrfamilienhäuser und sonstige Gebäude mit Wohnungen: 
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     Kfz-Stellplätze:   Fahrradabstellplätze: 
Wohnfläche bis 59 m2   1 Stpl. je Wohnung 
Wohnfläche von 60 m2 bis 89 m2 1,5 Stpl. je Wohnung  2 Stpl. je Wohnung (unverändert) 
Wohnfläche ab 90 m2   2 Stpl. Je Wohnung“ 
 
Die Verwaltung legt für die weitere Beratung eine überarbeitete Stellplatzsatzung vor. In der übera-
rbeiteten Version können die Änderungen durch die Korrekturvorschläge entnommen werden. 
 
Es wird vorgeschlagen, dem nachfolgendem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Neufassung der Stellplatzsatzung, gültig ab 01.04.2023, wird zugestimmt. 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) Antrag DL Stellplatzsatzung Eingang v. 09.02.22 
(2) Änderungsantrag Dorfelder Liste Stellplatzsatzung_05.04.22 
(3) 1_Stellplatzsatzung geändert 26.01.2023 NEU 
(4) 2_Stellplatzpflicht Satzung Niederdorfelden ALT 







Neue Satzung 
der Gemeinde Niederdorfelden 

über die Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, Größe, Zahl  
der Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze für Fahrräder und  

die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
- Stellplatz- und Ablösesatzung - 

 
Aufgrund der §§ 5, 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 01. 
April 1993, bekannt gemacht am 19.10.1992 (GVBl. I S. 534) - sowie der §§ 50, 87 der 
Hessischen Bauordnung (HBO) vom 20.12.1993 (GVBl. I S. 655) hat die Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Niederdorfelden in der Sitzung am    31. August 1995 
die nachstehende Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 
Stellplatzpflicht 

 
(1) Für das Gebiet der Gemeinde Niederdorfelden wird bestimmt, dass bauliche und sons-

tige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, nur errichtet 
werden dürfen, wenn Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze in ausreichender Zahl 
und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stell-
plätze, Garagen und Abstellplätze). 

 
(2) Wesentliche Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 oder wesentliche Änderungen in 

ihrer Benutzung stehen der Errichtung im Sinne des Abs. 1 gleich. 
 
(3) Sonstige Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 sind nur zulässig, wenn Stellplätze 

oder Garagen und Abstellplätze in solcher Zahl, Größe und Beschaffenheit hergestellt 
werden, dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden Fahrzeuge auf-
nehmen können. 

 
(4) Für die Gemeinde Niederdorfelden wird bestimmt, dass die Verpflichteten unter Fort-

fall der Herstellungspflicht an die Gemeinde einen Geldbetrag zu zahlen haben, wenn 
die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen nicht oder nur unter großen Schwierig-
keiten möglich ist (Stellplatzablösung). 

 
 Die Höhe des Geldbetrages ergibt sich aus § 5. 
 
 

§ 2 
Gestaltung der Stellplätze 

 
(1) Stellplätze sind mit Pflaster-, Verbund- oder Rasengittersteinen oder ähnlichem luft- 

und wasserdurchlässigen Belag auf einem der Verkehrsbelastung entsprechenden Un-
terbau herzustellen.Stellplätze sind mit Pflaster-, Verbundsteinen oder ähnlichen luft- 
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und wasserdurchlässigen Belag auf einem der Verkehrsbelastung entsprechenden Un-
terbau herzustellen. 

 
(2) Stellplätze sind ausreichend mit geeigneten Bäumen und Sträuchern zu umpflanzen. 

Für je 4 Stellplätze ist ein standortgeeigneter Baum (Stammumfang mind. 10 cm, ge-
messen in 1 m Höhe) in einer unbefestigten Baumscheibe von ca. 5,00 qm zu pflanzen 
und dauernd zu unterhalten. Zur Sicherung der Baumscheiben sind geeignete Schutz-
vorrichtungen, wie z. B. Abdeckgitter, vorzusehen. Stellplätze mit mehr als 1.000 qm 
Flächenbefestigung sind zusätzlich durch eine raumgliedernde Bepflanzung zwischen 
den Stellplatzgruppen zu unterteilen. Böschungen zwischen Stellplatzflächen sind flä-
chendeckend zu bepflanzen. 

 
(3) Regenwasser darf planmäßig nicht auf öffentliche Verkehrs- bzw. Wegeflächen oder 

die Kanalisation abgeleitet werden, sondern soll zur Bewässerung der Begrünung ver-
wendet werden oder versickern.  

(4) Bei Vorhaben mit einem Stellplatzbedarf von mind. 20 Stellplätzen müssen mind. 5 % 
der Stellplätze mit einer Einrichtung zum Aufladen von Elektrofahrzeugen (E-
Stellplatz) ausgestattet sein. Stellplätze sind ausreichend mit geeigneten Bäumen und 
Sträuchern zu umpflanzen. Für je 5 Stellplätze ist ein standortgeeigneter Baum 
(Stammumfang mind. 10 cm, gemessen in 1 m Höhe) in einer unbefestigten Baum-
scheibe von ca. 5,00 qm zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Zur Sicherung der 
Baumscheiben sind geeignete Schutzvorrichtungen, wie z. B. Abdeckgitter, vorzuse-
hen. Stellplätze mit mehr als 1.000 qm Flächenbefestigung sind zusätzlich durch eine 
raumgliedernde Bepflanzung zwischen den Stellplatzgruppen zu unterteilen. Böschun-
gen zwischen Stellplatzflächen sind flächendeckend zu bepflanzen. 

 
 

§ 3 
Größe der Stellplätze 

Garagen und Abstellplätze 
 

(1) Offene Stellplätze müssen mindestens 2,50 m breit sein. Im Übrigen gilt die Verord- 
nung über den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplätzen (Garagenverordnung, 

GaVO)Folgende Stellplatzgrößen werden festgesetzt: 
 

1. Für einen Personenkraftwagen oder einen 
 Lastkraftwagen bis zu 2,5 t Gesamtgewicht 
 oder einen Omnibus mit höchstens 10 Sitz- 
 plätzen oder einen Anhänger mindestens   12,5 qm, 
 
2. für einen Lastkraftwagen von mehr als 2,5 t 
 bis 10 t Gesamtgewicht oder einem Omnibus  
 mit mehr als 10 Sitzplätzen mindestens     50 qm, 
 
3. für einen Lastkraftwagen von mehr als 10 t 
 Gesamtgewicht oder ein Sattelfahrzeug oder 
 einen Gelenkbus mindestens     150 qm. 
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§ 4 
Zahl der Stellplätze, 

Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 
 
(1) (1) Die Anwendung des § 52 Abs. 4 S. 1 und 2 HBO wird ausgeschlossen.  
 
(2) Die Zahl der Stellplätze bemisst sich nach der dieser Satzung beigefügten Anlage 1, 

die verbindlicher Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
(32) Wenn für mehrere Betriebe, Verwaltungen, Versammlungsstätten, Schulen usw., deren 

Geschäfts-, Betriebs-, Dienst- und Schulzeiten sich zeitlich ablösen, gemeinsame Stell-
plätze geschaffen werden, dann bemisst sich die Zahl der erforderlichen Stellplätze 
nach dem größten gleichzeitigen Bedarf. 

 Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Be-
darf, so kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplätze entspre-
chend vermindert werden, sofern eine wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. 

 
 (43) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils auf einen vollen Stellplatz aufzurunden. 
 
(54) Sofern Garagen errichtet werden, gelten die gleichen Zahlen wie im Falle der Errich-

tung von Stellplätzen. 
 
 
 

§ 5 
Ablösebetrag 

 
(1) Die Herstellungspflicht nach § 2 kann auf Antrag durch Zahlung eines Geldbetrages 

abgelöst werden, soweit die Herstellung eines Stellplatzes aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen nicht möglich ist. Ein Ablösungsanspruch besteht nicht.  

 
(2) Über den Antrag entscheidet der Gemeindevorstand der Gemeinde. 
 
(3) Die Höhe des zu zahlenden Geldbetrages beträgt 10.000 EUR je Stellplatz. 
 

§ 6 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 23 HBO handelt, wer entgegen 

 § 2 Abs. 1 bauliche und sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangs-
verkehr zu erwarten ist, errichtet, ohne Stellplätze in ausreichender Zahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt zu haben. 

 § 2 Abs. 2 Änderungen oder Nutzungsänderungen von baulichen oder sonsti-
gen An-lagen vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Mehrbedarf an ge-
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eigneten Stell-plätzen in ausreichender Zahl und Größe sowie in geeigneter 
Beschaffenheit hergestellt zu haben. 
  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 15.000 EUR geahndet wer-
den. 

 
(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 27.8.2017 
(BGBl I S. 3295) findet in seiner jeweils gültigen Fassung Anwendung. 

 
(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Ge-

meindevorstand.Für das Gebiet der Gemeinde Niederdorfelden werden folgende Ablö-
sungsbeträge festgelegt: 

 
Stellplatz nach § 3 Nr. 1    5.110,00 € 
Stellplatz nach § 3 Nr. 2  25.600,00 € 
Stellplatz nach § 3 Nr. 3  75.700,00 € 
 
 

§ 76 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2023am Tage nach Vollendung der öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 26. Januar31.August 1995 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
 
zur Stellplatz- und Ablösesatzung der Gemeinde Niederdorfelden 
 
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze 

für Kraftfahrzeuge 
Zahl der Abstellplätze 

für Fahrräder 
 

 
1 

 
Wohngebäude 
 

  

1.1 Einfamilienhäuser 2 Stpl. je Wohnung 3 je Wohnung 
 

1.2 Mehrfamilienhäuser und sonstige 
Gebäude mit Wohnungen 

1,5 Stpl. je Wohnung bis 59 
m² 
Wohnfläche 
1,5 Stpl. je Wohnung von 60 

2 je Wohnung 
 
2 je Wohnung 
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m² bis 90 m² Wohnfläche 
2 Stpl. je Wohnung ab 90 m² 
Wohnfläche 

2 je Wohnung 

1.3 Gebäude mit Altenwohnungen 0,2 Stpl. je Wohnung 0,2 je Wohnung 
 

1.4 Wochenend- und Ferienhäuser 1 Stpl. je Wohnung 2 je Wohnung 
 

1.5 Kinder- und Jugendwohnheime 1 Stpl. je 15 Betten, jedoch 
mind. 2 Stellplätze 

1 je 3 Betten 
 
 

1.6 Studentinnen-,Studentenwohnheime 1 Stpl. je 4 Betten 1 je Bett 
 

1.7 Schwestern-, Pflegewohnheime 1 Stpl. je 3 Betten 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 3 Betten 
 
 

1.8 Arbeitnehmerinnen-, 
Arbeitnehmerwohnheime 

1 Stpl. je 2 Betten,  
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 3 Betten 
 
 

1.9 Altenwohnheime, Altenheime 1 Stpl. je 8 Betten, 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 10 Betten 
 
 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 
und Praxisräumen 
 

  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume 
allgemein 

1 Stpl. je 30 m² Nutz- 
fläche 

1 je 60 m² Nutzfläche 
 
 

2.2 Räume mit erheblichen Besucher/ 
innenverkehr (Schalter-, Abferti- 
gungs- oder Beratungsräume, 
Arztpraxen u. dergl.) 

1 Stpl. je 20 m² Nutzfläche, 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 50 m² Nutzfläche 
 
 
 
 

3 Verkaufsstätten 
 

  

3.1 Läden, Geschäftshäuser 1 Stpl. je 35 m² Verkaufs- 
nutzfläche, jedoch mind. 
2 Stpl. je Laden 

1 je 70 m² Verkaufsnutz- 
fläche 
 
 

3.2 Geschäftshäuser mit geringem 
Besucher/innenverkehr 

1 Stpl. je 50 m² 
Verkaufsnutzfläche 

1 je 100 m² Verkaufs- 
nutzfläche 
 

3.3 Verbrauchermärkte 1 Stpl. je 15 m² Verkaufs- 
nutzfläche 

1 je 100 m² Verkaufs- 
nutzfläche 

 
4 

 
Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 
 

  

4.1 Versammlungsstätten von über- 
örtlicher Bedeutung (z. B. Theater, 
Konzerthäuser, Mehrzweckhallen) 

1 Stpl. je 5 Sitzplätze 1 je 20 Sitzplätze 
 
 
 

4.2 Sonstige Versammlungsstätten 
(z. B. Lichtspieltheater, Schul- 
aulen, Vortragshäuser) 

1 Stpl. je 7 Sitzplätze 1 je 7 Sitzplätze 
 
 
 

4.3 Gemeindekirchen 1 Stpl. je 25 Sitzplätze 1 je 15 Sitzplätze 



 
4.4 Kirchen von überörtlicher Be- 

deutung 
1 Stpl. je 15 Sitzplätze 1 je 25 Sitzplätze 

 
 

5 Sportstätten 
 

  

5.1 Sportplätze ohne Besucher/innen- 
plätze (z. B. Trainingsplätze) 

1 Stpl. je 250 m² Sportfläche 1 je 250 m² Sportfläche 
 
 

5.2 Sportplätze mit Sportstadien mit 
Besucher/innenplätzen 

1 Stpl. je 250 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 30 Besucherplätze 
 
 
 

5.3 Turn- und Sporthallen 
ohne Besucher/innenplätze 

1 Stpl. je 50 m² 
Hallenfläche 

1 je 50 m² Hallenfläche 
 
 

5.4 Turn- und Sporthallen mit Besu-
cher/innenplätze und Fitnesscenter 

1 Stpl. je 50 m² Hallenfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 50 m² Hallenfläche, zu-
sätzlich 1 je 15 Besu-
cher/innenplätze 
 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stpl. je 200 m² Grundstücks-
fläche 

1 je 200 m² Grundstücksfläche 
 
 

5.6 Hallenbäder ohne Besu-
cher/innenplätze 

1 Stpl. je 5 Kleiderablagen 1 je 5 Kleiderablaben 
 
 

5.7 Hallenbäder mit Besu-
cher/innenplätze 

1 Stpl. je 5 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 10 Kleiderablagen, zu-
sätzlich 1 je 10 Besu-
cher/innenplätze 
 

5.8 Tennisplätze ohne Besu-
cher/innenplätze 

4 Stpl. je Spielfeld 1 je 2 Spielfelder 
 
 

5.9 Tennisplätze mit Besu-
cher/innenplätze 

4 Stpl. je Spielfeld, zusätzlich 
1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 2 Spielfelder, zusätzlich 1 
je 10 Besucher/innenplätze 
 
 

 
5.10 

 
Minigolfplätze 

 
6 Stpl. je Minigolfanlage 

 
5 je Minigolfanlage 
 

5.11 Kegel-, Bowlingbahnen 4 Stpl. je Bahn 2 je Bahn 
 

5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stpl. je 3 Boote 1 je 5 Boote 
 

6 Gaststätten und Beherbergungs-
betriebe 

  
 
 

6.1 Gaststätten 1 Stpl. je 12 Sitzplätze 1 je 4 Sitzplätze 
 

6.2 Diskotheken 1 Stpl. je 5 Sitzplätze 1 je 8 Sitzplätze 
 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und 
andere Beherbergungsbetriebe 

1 Stpl. je 4 Betten, für zuge-
hörigen Restaurationsbetrieb 
Zuschlag nach Nr. 6.1 

1 je 15 Betten 
 
 
 

6.4 Jugendherbergen 1 Stpl. je 10 Betten 1 je 10 Betten 



 
7 Krankenanstalten   

 
7.1 Krankenanstalten von örtlicher Be-

deutung 
1 Stpl. je 5 Betten 1 je 15 Betten 

 
 

7.2 Krankenanstalten von überörtlicher 
Bedeutung 

1 Stpl. je 4 Betten 1 je 40 Betten 
 
 

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten 
für langfristig Kranke 

1 Stpl. je 3 Betten 1 je 50 Betten 
 
 

7.4 Altenpflegeheime s. A. 1.9. 1 Stpl. je 8 Betten 1 je 50 Betten 
 

8 Schulen, Einrichtungen der Ju-
gendförderung 

  
 
 

8.1 Grundschulen 1 Stpl. je 30 Schüler/innen 1 je 3 Schüler/innen 
 

8.2 Sonstige allgemeinbildende Schu-
len, Berufsschulen, Berufsfach-
schulen 

1 Stpl. je 25 Schüler/innen, 
zusätzlich 1 Stpl. je 5 Schü-
ler/innen über 18 Jahre 

1 je 3 Schüler/innen 
 
 
 

8.3 Sonderschulen für Behinderte 1 Stpl. je 15 Schüler/innen 1 je 15 Schüler/innen 
 

8.5 Kindergärten, Kindertagesstätten 
und dergl. 

1 Stpl. je 25 Kinder, jedoch 
mind. 2 Stpl. 

1 je 25 Kinder 
 
 

8.6 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 5 Besucher/innenplätze 
 
 

 
9 

 
Gewerbliche Anlagen 
 

  
 

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stpl. je 60 m² Nutzfläche 
oder je 3 Beschäftigte 

1 Je 60 m² Nutzfläche oder je 
3 Beschäftigte 
 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze, Ausstel-
lungs- und Verkaufsplätze 

1 Stpl. je 100 m² Nutzfläche 
oder je 3 Beschäftigte 

1 je 5 Beschäftigte 
 
 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stpl. je Wartungs- oder Re-
paraturstand 

1 je 5 Wartungs- oder Repara-
turstände 
 

9.4 Tankstellen mit Pflegeplätzen 10 Stpl. je Pflegeplatz  
 

9.5 Automatische Kraftfahrzeug-
Waschstraßen 

5 Stpl. je Waschanlage  
 
 

9.6 Kraftfahrzeugwaschplätze zur 
Selbstbedienung 

3 Stpl. je Waschplatz  
 
 

9.7 Spiel- und Automatenhallen 1 Stpl. je 8 m² Nutzfläche, 
jedoch mind. 3 Stellplätze 

1 je 20 m² Nutzfläche 
 
 

10 Verschiedenes   
 



10.1 Kleingartenanlagen 1 Stpl. je 3 Kleingärten 1 je 2 Kleingärten 
 

10.2 Friedhöfe 1 Stpl. je 2.000 m² Grund-
stücksfläche, jedoch min. 10 
Stpl. 

1 je 750 m² Grundstücksfläche 
 
 
 

 



Satzung ALT 
 

Satzung 
der Gemeinde Niederdorfelden 

über die Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, Größe, Zahl  
der Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze für Fahrräder und  

die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
- Stellplatz- und Ablösesatzung - 

 
Aufgrund der §§ 5, 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 01. 
April 1993, bekannt gemacht am 19.10.1992 (GVBl. I S. 534) - sowie der §§ 50, 87 der 
Hessischen Bauordnung (HBO) vom 20.12.1993 (GVBl. I S. 655) hat die Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Niederdorfelden in der Sitzung am 31. August 1995 die nachstehende 
Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 
Stellplatzpflicht 

 
(1) Für das Gebiet der Gemeinde Niederdorfelden wird bestimmt, dass bauliche und sons-

tige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, nur errichtet 
werden dürfen, wenn Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze in ausreichender Zahl 
und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stell-
plätze, Garagen und Abstellplätze). 

 
(2) Wesentliche Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 oder wesentliche Änderungen in 

ihrer Benutzung stehen der Errichtung im Sinne des Abs. 1 gleich. 
 
(3) Sonstige Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 sind nur zulässig, wenn Stellplätze 

oder Garagen und Abstellplätze in solcher Zahl, Größe und Beschaffenheit hergestellt 
werden, dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden Fahrzeuge auf-
nehmen können. 

 
(4) Für die Gemeinde Niederdorfelden wird bestimmt, dass die Verpflichteten unter Fort-

fall der Herstellungspflicht an die Gemeinde einen Geldbetrag zu zahlen haben, wenn 
die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen nicht oder nur unter großen Schwierig-
keiten möglich ist (Stellplatzablösung). 

 
 Die Höhe des Geldbetrages ergibt sich aus § 5. 
 
 

§ 2 
Gestaltung der Stellplätze 

 
(1) Stellplätze sind mit Pflaster-, Verbundsteinen oder ähnlichen luft- und wasserdurchläs-

sigen Belag auf einem der Verkehrsbelastung entsprechenden Unterbau herzustellen. 
 



(2) Stellplätze sind ausreichend mit geeigneten Bäumen und Sträuchern zu umpflanzen. 
Für je 5 Stellplätze ist ein standortgeeigneter Baum (Stammumfang mind. 10 cm, ge-
messen in 1 m Höhe) in einer unbefestigten Baumscheibe von ca. 5,00 qm zu pflanzen 
und dauernd zu unterhalten. Zur Sicherung der Baumscheiben sind geeignete Schutz-
vorrichtungen, wie z. B. Abdeckgitter, vorzusehen. Stellplätze mit mehr als 1.000 qm 
Flächenbefestigung sind zusätzlich durch eine raumgliedernde Bepflanzung zwischen 
den Stellplatzgruppen zu unterteilen. Böschungen zwischen Stellplatzflächen sind flä-
chendeckend zu bepflanzen. 

 
 

§ 3 
Größe der Stellplätze 

Garagen und Abstellplätze 
 

Folgende Stellplatzgrößen werden festgesetzt: 
 

1. Für einen Personenkraftwagen oder einen 
 Lastkraftwagen bis zu 2,5 t Gesamtgewicht 
 oder einen Omnibus mit höchstens 10 Sitz- 
 plätzen oder einen Anhänger mindestens   12,5 qm, 
 
2. für einen Lastkraftwagen von mehr als 2,5 t 
 bis 10 t Gesamtgewicht oder einem Omnibus  
 mit mehr als 10 Sitzplätzen mindestens     50 qm, 
 
3. für einen Lastkraftwagen von mehr als 10 t 
 Gesamtgewicht oder ein Sattelfahrzeug oder 
 einen Gelenkbus mindestens     150 qm. 
 
 

§ 4 
Zahl der Stellplätze, 

Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 
 
(1) Die Zahl der Stellplätze bemisst sich nach der dieser Satzung beigefügten Anlage 1, 

die verbindlicher Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
(2) Wenn für mehrere Betriebe, Verwaltungen, Versammlungsstätten, Schulen usw., deren 

Geschäfts-, Betriebs-, Dienst- und Schulzeiten sich zeitlich ablösen, gemeinsame 
Stellplätze geschaffen werden, dann bemisst sich die Zahl der erforderlichen Stellplät-
ze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf. 

 Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Be-
darf, so kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplätze entspre-
chend vermindert werden, sofern eine wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. 

 
 (3) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils auf einen vollen Stellplatz aufzurunden. 
 



(4) Sofern Garagen errichtet werden, gelten die gleichen Zahlen wie im Falle der Errich-
tung von Stellplätzen. 

 
 

§ 5 
Ablösebetrag 

 
Für das Gebiet der Gemeinde Niederdorfelden werden folgende Ablösungsbeträge festge-
legt: 
 
Stellplatz nach § 3 Nr. 1    5.110,00 € 
Stellplatz nach § 3 Nr. 2  25.600,00 € 
Stellplatz nach § 3 Nr. 3  75.700,00 € 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach Vollendung der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 26. Januar 1995 außer Kraft. 
 
 
Anlage 1 
 
zur Stellplatz- und Ablösesatzung der Gemeinde Niederdorfelden 
 
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze 

für Kraftfahrzeuge 
Zahl der Abstellplätze 

für Fahrräder 
 

 
1 

 
Wohngebäude 
 

  

1.1 Einfamilienhäuser 2 Stpl. je Wohnung 3 je Wohnung 
 

1.2 Mehrfamilienhäuser und sonstige 
Gebäude mit Wohnungen 

1,5 Stpl. je Wohnung 2 je Wohnung 
 
 

1.3 Gebäude mit Altenwohnungen 0,2 Stpl. je Wohnung 0,2 je Wohnung 
 

1.4 Wochenend- und Ferienhäuser 1 Stpl. je Wohnung 2 je Wohnung 
 

1.5 Kinder- und Jugendwohnheime 1 Stpl. je 15 Betten, jedoch 
mind. 2 Stellplätze 

1 je 3 Betten 
 
 

1.6 Studentinnen-,Studentenwohnheime 1 Stpl. je 4 Betten 1 je Bett 
 

1.7 Schwestern-, Pflegewohnheime 1 Stpl. je 3 Betten 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 3 Betten 
 
 

1.8 Arbeitnehmerinnen-, 
Arbeitnehmerwohnheime 

1 Stpl. je 2 Betten,  
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 3 Betten 
 
 



1.9 Altenwohnheime, Altenheime 1 Stpl. je 8 Betten, 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 10 Betten 
 
 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 
und Praxisräumen 
 

  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume 
allgemein 

1 Stpl. je 30 m² Nutz- 
fläche 

1 je 60 m² Nutzfläche 
 
 

2.2 Räume mit erheblichen Besucher/ 
innenverkehr (Schalter-, Abferti- 
gungs- oder Beratungsräume, 
Arztpraxen u. dergl.) 

1 Stpl. je 20 m² Nutzfläche, 
jedoch mind. 3 Stpl. 

1 je 50 m² Nutzfläche 
 
 
 
 

3 Verkaufsstätten 
 

  

3.1 Läden, Geschäftshäuser 1 Stpl. je 35 m² Verkaufs- 
nutzfläche, jedoch mind. 
2 Stpl. je Laden 

1 je 70 m² Verkaufsnutz- 
fläche 
 
 

3.2 Geschäftshäuser mit geringem 
Besucher/innenverkehr 

1 Stpl. je 50 m² 
Verkaufsnutzfläche 

1 je 100 m² Verkaufs- 
nutzfläche 
 

3.3 Verbrauchermärkte 1 Stpl. je 15 m² Verkaufs- 
nutzfläche 

1 je 100 m² Verkaufs- 
nutzfläche 

 
4 

 
Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 
 

  

4.1 Versammlungsstätten von über- 
örtlicher Bedeutung (z. B. Theater, 
Konzerthäuser, Mehrzweckhallen) 

1 Stpl. je 5 Sitzplätze 1 je 20 Sitzplätze 
 
 
 

4.2 Sonstige Versammlungsstätten 
(z. B. Lichtspieltheater, Schul- 
aulen, Vortragshäuser) 

1 Stpl. je 7 Sitzplätze 1 je 7 Sitzplätze 
 
 
 

4.3 Gemeindekirchen 1 Stpl. je 25 Sitzplätze 1 je 15 Sitzplätze 
 

4.4 Kirchen von überörtlicher Be- 
deutung 

1 Stpl. je 15 Sitzplätze 1 je 25 Sitzplätze 
 
 

5 Sportstätten 
 

  

5.1 Sportplätze ohne Besucher/innen- 
plätze (z. B. Trainingsplätze) 

1 Stpl. je 250 m² Sportfläche 1 je 250 m² Sportfläche 
 
 

5.2 Sportplätze mit Sportstadien mit 
Besucher/innenplätzen 

1 Stpl. je 250 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 30 Besucherplätze 
 
 
 

5.3 Turn- und Sporthallen 
ohne Besucher/innenplätze 

1 Stpl. je 50 m² 
Hallenfläche 

1 je 50 m² Hallenfläche 
 
 

5.4 Turn- und Sporthallen mit Besu-
cher/innenplätze und Fitnesscenter 

1 Stpl. je 50 m² Hallenfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 50 m² Hallenfläche, zu-
sätzlich 1 je 15 Besu-
cher/innenplätze 



 
5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stpl. je 200 m² Grundstücks-

fläche 
1 je 200 m² Grundstücksfläche
 
 

5.6 Hallenbäder ohne Besu-
cher/innenplätze 

1 Stpl. je 5 Kleiderablagen 1 je 5 Kleiderablaben 
 
 

5.7 Hallenbäder mit Besu-
cher/innenplätze 

1 Stpl. je 5 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 10 Kleiderablagen, zu-
sätzlich 1 je 10 Besu-
cher/innenplätze 
 

5.8 Tennisplätze ohne Besu-
cher/innenplätze 

4 Stpl. je Spielfeld 1 je 2 Spielfelder 
 
 

5.9 Tennisplätze mit Besu-
cher/innenplätze 

4 Stpl. je Spielfeld, zusätzlich 
1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 2 Spielfelder, zusätzlich 1 
je 10 Besucher/innenplätze 
 
 

 
5.10 

 
Minigolfplätze 

 
6 Stpl. je Minigolfanlage 

 
5 je Minigolfanlage 
 

5.11 Kegel-, Bowlingbahnen 4 Stpl. je Bahn 2 je Bahn 
 

5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stpl. je 3 Boote 1 je 5 Boote 
 

6 Gaststätten und Beherbergungs-
betriebe 

  
 
 

6.1 Gaststätten 1 Stpl. je 12 Sitzplätze 1 je 4 Sitzplätze 
 

6.2 Diskotheken 1 Stpl. je 5 Sitzplätze 1 je 8 Sitzplätze 
 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und 
andere Beherbergungsbetriebe 

1 Stpl. je 4 Betten, für zuge-
hörigen Restaurationsbetrieb 
Zuschlag nach Nr. 6.1 

1 je 15 Betten 
 
 
 

6.4 Jugendherbergen 1 Stpl. je 10 Betten 1 je 10 Betten 
 

7 Krankenanstalten   
 

7.1 Krankenanstalten von örtlicher Be-
deutung 

1 Stpl. je 5 Betten 1 je 15 Betten 
 
 

7.2 Krankenanstalten von überörtlicher 
Bedeutung 

1 Stpl. je 4 Betten 1 je 40 Betten 
 
 

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten 
für langfristig Kranke 

1 Stpl. je 3 Betten 1 je 50 Betten 
 
 

7.4 Altenpflegeheime s. A. 1.9. 1 Stpl. je 8 Betten 1 je 50 Betten 
 

8 Schulen, Einrichtungen der Ju-
gendförderung 

  
 
 

8.1 Grundschulen 1 Stpl. je 30 Schüler/innen 1 je 3 Schüler/innen 
 

8.2 Sonstige allgemeinbildende Schu- 1 Stpl. je 25 Schüler/innen, 1 je 3 Schüler/innen 



len, Berufsschulen, Berufsfach-
schulen 

zusätzlich 1 Stpl. je 5 Schü-
ler/innen über 18 Jahre 

 
 
 

8.3 Sonderschulen für Behinderte 1 Stpl. je 15 Schüler/innen 1 je 15 Schüler/innen 
 

8.5 Kindergärten, Kindertagesstätten 
und dergl. 

1 Stpl. je 25 Kinder, jedoch 
mind. 2 Stpl. 

1 je 25 Kinder 
 
 

8.6 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stpl. je 15 Besu-
cher/innenplätze 

1 je 5 Besucher/innenplätze 
 
 

 
9 

 
Gewerbliche Anlagen 
 

  
 

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stpl. je 60 m² Nutzfläche 
oder je 3 Beschäftigte 

1 Je 60 m² Nutzfläche oder je 
3 Beschäftigte 
 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze, Ausstel-
lungs- und Verkaufsplätze 

1 Stpl. je 100 m² Nutzfläche 
oder je 3 Beschäftigte 

1 je 5 Beschäftigte 
 
 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stpl. je Wartungs- oder Re-
paraturstand 

1 je 5 Wartungs- oder Repara-
turstände 
 

9.4 Tankstellen mit Pflegeplätzen 10 Stpl. je Pflegeplatz  
 

9.5 Automatische Kraftfahrzeug-
Waschstraßen 

5 Stpl. je Waschanlage  
 
 

9.6 Kraftfahrzeugwaschplätze zur 
Selbstbedienung 

3 Stpl. je Waschplatz  
 
 

9.7 Spiel- und Automatenhallen 1 Stpl. je 8 m² Nutzfläche, 
jedoch mind. 3 Stellplätze 

1 je 20 m² Nutzfläche 
 
 

10 Verschiedenes   
 

10.1 Kleingartenanlagen 1 Stpl. je 3 Kleingärten 1 je 2 Kleingärten 
 

10.2 Friedhöfe 1 Stpl. je 2.000 m² Grund-
stücksfläche, jedoch min. 10 
Stpl. 

1 je 750 m² Grundstücksfläche
 
 
 

 



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: U. Klingelhöfer 
 Fachbereich: 
 Finanz- u. Personalverwaltung 
 
 Drucksachen Nr.: VL-104/2023 
 Datum, 12.06.2023 
 
 
 

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 20.06.2023 
Gemeindevertretung 29.06.2023 
Gemeindevorstand 05.09.2023 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss 19.09.2023 
Gemeindevertretung 28.09.2023 

 
Antrag der Fraktion Dorfelder Liste, eingegangen am 12.06.2023 
betr.: Öffentliche Toilette im Bereich Sportplatz/Boule-Anlage/Grillplatz/Fußballkäfig 
 
Sachdarstellung: 
Die Fraktion Dorfelder Liste stellt den in der Anlage hinzugefügten Antrag. 
Die Stadt Erlensee hat Anfang 2023 im Limespark eine Eco-Toilette errichtet.  
Am 29.06.2023 fand mit Klaus Büttner und Karl Markloff sowie Vertretern der Stadt Erlensee eine 
Besichtigung vor Ort statt. 
Es handelt sich um eine Trockentrenntoilette, bei der ein elektronisches Förderband die Flüssigkei-
ten und die Feststoffe automatisch trennt. Die Flüssigkeiten werden in einen Tank gepumpt, die 
Feststoffe werden über das Förderband in einen separaten Behälter transportiert.  
Für das Händewaschen steht ein durch Niederschlagswasser gespeister weiterer Tank zur Verfü-
gung. Bei ausbleibenden Regen erfolgt eine Befüllung mit Trinkwasser aus der Leitung durch das 
Bauhofpersonal. 
Eine autarke Photovoltaik-Inselanlage erzeugt den benötigten Strom.  
Der Kaufpreis inkl. Lieferung und Montage lag bei 54.130,00 €/brutto. 
Die jährlichen Wartungs- Reinigungs- und Entsorgungskosten liegen bei 17.500,00 €/brutto.  
 
Aufgrund des hohen Anschaffungspreises und der jährlichen Folgekosten wurde bei der Fa. TOI 
TOI & DIXI Sanitärsysteme der jährliche Mietpreis für einen Sanitärcontainer mit 3 WCs, 1 Urinal 
und 2 Waschbecken angefragt.  
Dieser liegt inkl. Versicherung und wöchentlicher Reinigung bei 14.000 €/brutto.  
Weiter fallen für die Erstausstattung an Hygieneartikeln und die Anlieferung einmalig 460 €/brutto 
an.  
Gemeindeseitig sind Strom- Wasser- und Kanalanschlüsse sowie eine Aufstellfläche bereitzustel-
len. Die Aufwendungen dafür liegen einmalig bei ca. 20.000 €/brutto.   
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Fazit: Sowohl die einmaligen Kosten, als auch die jährlichen Unterhaltungskosten sind bei einer 
Eco-Toilette deutlich teurer als bei einem Sanitärmietcontainer. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die nachfolgende Beschlussempfehlung zu beschließen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeindevorstand beschließt, dass am neuen Jugendplatz am Sportplatz in der Berger 
Straße ein Sanitärmietcontainer der Fa. TOI TOI & DIXI Sanitärsysteme zu den vorgenannten Kon-
ditionen aufgestellt werden soll. 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) Antrag Fraktion Dorfelder Liste Öffentl.Toilette im Bereich Sportplatz Boule Anlage Grill-
platz 







 

 

BASIC LINE WC D/H 10 ft  

Sanitärcontainer 



 

 

 

Eco-Toilette im Limespark  



 

Der Gemeindevorstand 

 
 
 
 
 Ersteller: N. Woita 
 Fachbereich: 
 Büro des Bürgermeisters 
 
 Drucksachen Nr.: FA-3/2023 
 Datum, 20.06.2023 
 
 
 

Fraktionsanträge 
- öffentlich - 

 
Beratungsfolge Termin 
Gemeindevertretung 29.06.2023 
Planungs-, Umwelt- und Kulturausschuss (bauliche und planerische Aspekte) 19.09.2023 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss (soziale und finanzielle Aspekte) 20.09.2023 
Gemeindevertretung 28.09.2023 

 
Antrag der Fraktion Dorfelder Liste vom 13.06.2023 
Betrifft: Niederdorfelden barrierefrei! 
 
Sachdarstellung: 
Die Fraktion Dorfelder Liste stellt den in der Anlage hinzugefügten Antrag. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

 
 
Anlage(n): 

(1) Antrag Dorfelder Liste -Niederdorfelden barrierefrei 
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